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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Wie hoch ist die Auflage der Informationsschrift 
Müntefering „Urlaub — Tips für Ihre Ferienreise“, und wann 

(SPD) wurde sie verteilt? 

Antwort des Ministerialdirektors Dr. Liebrecht 
vom 19. August 

Die Informationsschrift „Urlaub — Tips für Ihre Ferienreise“ ist in 
einer Auflage von 2,5 Millionen Exemplaren erschienen. Sie wurde 
seit ihrem Erscheinungstermin Ende April 1983 über die verschiede- 
nen Vertriebswege des Amts verteilt. 


2. Abgeordneter An wen wurde die Informationsschrift „Urlaub - 
Müntefering Tips für Ihre Ferienreise“ verteilt? 

(SPD) 

Antwort des Ministerialdirektors Dr. Liebrecht 
vom 19. August 

Nach dem bei jeder neuen Broschüre üblichen Angebot an die Massen- 
medien, die Gemeinden und die Spitzenorganisationen aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft sowie ergänzend an die Organisationen 
und Institutionen, die durch die Thematik der jeweiligen Broschüre 
besonders berührt werden, wurde die Informationsschrift „Urlaub — 
Tips für Ihre Ferienreise“ an interessierte Bürger verteilt über 

- Zolldienststellen, Reisebüros, Fluggesellschaften, Automobilclubs, 
Banken und Sparkassen, 

- Informationsstände des Presse- und Informationsamtes auf Ausstel- 
lungen und in kommunalen Einrichtungen, 

- auf Einzelanfrage interessierter Bürger und Gruppen durch die Ver- 
sandstellen des Presse- und Informationsamtes. 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in der Schrift „Ur- 

Müntefering laub — Tips für Ihre Ferienreise“ zukünftig stärker 

(SPD) als dieses Mal auf Fragen des Inlandsurlaubs einzu- 

gehen, und wird sie dann die Anschrift des Deut- 
schen Fremdenverkehrsverbands korrekt ab- 
drucken? 

Antwort des Ministerialdirektors Dr. Liebrecht 
vom 19. August 

Die Broschüre „Urlaub — Tips für Ihre Ferienreise“ wendet sich in 
erster Linie an den Auslandsurlauber. Durch rechtzeitige und ausführ- 
liche Information, z. B. über wichtige Zollbestimmungen, ausländische 
Rechtsvorschriften oder Möglichkeiten und Grenzen der Konsular hilf e, 
will sie dazu beitragen, daß Probleme beim Grenzübertritt oder im 
Urlaubsland gar nicht erst entstehen. Zu diesem Zweck hatten das 
Auswärtige Amt die Informationsschrift „Urlaub - Ratschläge für 
die Auslandsreise“ und der Bundesfinanzminister die Broschüre „Gute 
Fahrt mit dem Zoll“ herausgebracht; beide Publikationen wurden 
Anfang 1982 zugunsten der Gemeinschaftsbroschüre aufgegeben. 

Die Broschüre „Urlaub“ berücksichtigt jedoch durchaus Aspekte auch 
des Inlandsurlaubs, z. B. Fragen der Verkehrssicherheit auf deutschen 
Autobahnen und Fernstraßen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß in Ab- 
stimmung mit den an der Broschüre beteiligten Ressorts bei einer Neu- 
auflage auf diese Aspekte stärker eingegangen wird, wobei die ursprüng- 
liche Zielrichtung, vor allem den Auslandsurlauber aufzuklären, weiter- 
hin bestimmend bleiben dürfte. 
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Daß bei der Neuauflage der Broschüre in diesem Jahr die ab 1 . De- 
zember 1982 eingetretene Änderung der Anschrift des Deutschen 
Fremdenverkehrsverbands nicht berücksichtigt worden ist, ist ein 
bedauerliches Versehen. Der Fehler wird in der nächsten Auflage 
berichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 

Stratmann 


(DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung mittlerweile eine schrift- 
liche oder mündliche Stellungnahme der türki- 
schen Regierung hinsichtlich der Lager für abge- 
schobene kurdische Asylsuchende in der Umgebung 
von Dyarbakir und Tuncelik erhalten, nachdem sie 
-laut Fernschreiben des Auswärtigen Amts an das 
Bundesamt für Asylwesen in Zirndorf vom 25. März 
1983, vergleiche TAZ vom 19. Juni 1983 — die 
türkische Regierung zu einer diesbezüglichen Stel- 
lungnahme aufgefordert hat, und wie beurteilt die 
Bundesregierung die Existenz der Lager, auch hin- 
sichtlich der zukünitigen Auslieferung von Asylbe- 
werbern? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 23. August 

Von den behaupteten Lagern für abgeschobene kurdische Asylsuchende 
in der Umgebung von Diyarbakir und Tuncelik ist dem Auswärtigen 
Amt nichts bekannt. Der deutsche Botschafter in Ankara hat bereits 
auf Grund einer Stellungnahme von amnesty international vom Januar 
1983 im türkischen Außenministerium um Aufklärung der Meldungen 
über die angebliche Existenz solcher Lager gebeten. Bisher hat die tür- 
kische Seite trotz Erinnerung nicht Stellung genommen. Hieraus vermag 
das Auswärtige Amt noch keine Schlüsse zu ziehen, da die türkische Re- 
gierung häufig zu Fragen, die sie als ihre innere Angelegenheit betrach- 
tet, die Antwort offenläßt. 

Die Reiseberichte verläßlicher Personen, die sich in der Umgebung von 
Diyarbakir und Tuncelik aufhielten und nach den Lagern forschten, 
haben dem Auswärtigen Amt keine Anhaltspunkte für die Existenz 
solcher Lager geliefert. 

Die in einigen Pressemeldungen gezogene Schlußfolgerung, das Aus- 
wärtige Amt gehe stillschweigend von der Existenz der beiden Lager 
aus, ist unzutreffend. 

Soweit Ihre Frage auf die Auslieferung türkischer Asylbewerber zielt, 
ist generell festzustellen, daß aus der Bundesrepublik Deutschland Aus- 
gelieferte nicht in Lager verbracht, sondern in Haftanstalten eingeliefert 
werden, da sie nur auf der Grundlage von strafrechtlichen Ermittlungen 
ausgeliefert werden. 


5. Abgeordnete 
Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregierung 
über die von den verschiedenen Seiten im ugandi- 
schen Bürgerkrieg verübten Menschenrechtsverlet- 
zungen vor? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 19. August 

Der Übergang Ugandas von der Schreckensherrschaft Idi Amins auf 
die Präsidentschaft Obotes vollzog sich zeitweilig unter bürgerkriegs- 
ähnlichen Begleitumständen, denen zahlreiche unschuldige Menschen 
zum Opfer gefallen sind. Die Bemühungen der Präsidenten Lule und 
Binaisa, das von menschlichem Elend heimgesuchte, wirtschaftlich 
ruinierte Land wiederaufzurichten, scheiterten an unüberbrückbaren 


2 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/320 


tribalistischen Spannungen. Die Regierung unter Präsident Obote un- 
ternahm entscheidende Schritte in Richtung auf eine gesellschaftliche 
Stabilisierung und wirtschaftliche Konsolidierung Ugandas. Aber auch 
die Bemühungen Präsident Obotes waren zunächst durch die Nachwir- 
kungen der Amin-Zeit und durch die Untergrund -Aktionen von Gue- 
rilla-Bewegungen erheblich erschwert. Im Verlauf der inneren Ausein- 
andersetzungen kam es häufig zu schweren Übergriffen marodierender 
Truppenteile und krimineller Banden. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß sich die innere Lage 
Ugandas in den letzten Monaten entscheidend stabilisiert hat. Heute 
besteht die berechtigte Erwartung, daß die Grundlagen für eine Ge- 
sundung des ugandischen Staatswesens geschaffen sind. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen hat die Bundesregierung über 
die von der Regierung zu verantwortenden Men- 
schenrechtsverletzungen, die sich von den eigentli- 
chen Kriegshandlungen trennen lassen (Erschießun- 
gen von Zivilisten in Sammellagern durch undiszi- 
plinierte Soldaten, Vergewaltigungen, Plünderungen, 
Folterungen in Armeebaracken und Gefängnissen 
usw.)? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 19. August 

Die Bundesregierung hat die Entwicklung der innenpolitischen, Sicher- 
heits- und insbesondere auch Menschenrechts-Lage in Uganda immer 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Sie verkannte nicht die Schwie- 
rigkeiten, denen sich die ugandische Regierung bei ihren Bemühungen 
um die Wiederherstellung stabiler Verhältnisse gegenübersieht. Die 
Bundesregierung hat Präsident Obote und seine Regierung immer 
wieder und nachdrücklich auf ihre Verantwortung hingewiesen, die 
Achtung der Menschenrechte in Uganda uneingeschränkt zu gewähr- 
leisten. 

Präsident Obote weiß, daß eine verstärkte wirtschaftliche Unterstützung 
seines Landes durch den Westen letztlich die Gewährleistung von Recht 
und Ordnung voraussetzt. 

Übergriffe ugandischer Militär- und Sicherheitskräfte sind unentschuld- 
bar und von der ugandischen Führung politisch und moralisch zu ver- 
treten. Die Bundesregierung hat sich nicht gescheut, hierauf deutlich 
hinzuweisen. Sie wird darin auch in Zukunft nicht nachlassen. 

Unbeschadet der politischen Verantwortung, die die ugandische Regie- 
rung Für die Wahrung der Menschenrechte trägt, ist jedoch von keiner 
Seite, auch nicht von der ugandischen Oppositionspartei, versucht 
worden, die Übergriffe einzelner Armeeteile als Folge einer gezielten 
Politik der ugandischen Führung darzustellen. 


In welcher Weise ist die Bundesregierung bei der mit 
Hilfe von Wahlfälschungen im Dezember 1980 an 
die Macht gekommenen Regierung in Uganda vor- 
stellig geworden, um ihre Ablehnung der massiven 
zu einem Gutteil durch die Regierung Obote zu ver- 
antwortenden Menschenrechtsverletzungen zu ver- 
deutlichen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 19. August 

Die Bundesregierung hat der ugandischen Führung mehrfach ihre tiefe 
Besorgnis über die Übergriffe gegen unschuldige Zivilpersonen zum 
Ausdruck gebracht und ihr klargemacht, daß derartige Vorgänge auch 
die bilateralen Beziehungen erheblich belasten. Die Bundesregierung 
nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, daß die Entwicklung Ugandas 
in Richtung auf eine deutliche innere Stabilisierung verläuft. Sie stützt 


7. Abgeordnete 
Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


3 




Drucksache 10/320 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


sich bei ihrer Einschätzung der Lage neben Wertungen der Kirchen und 
internationaler Organisationen nicht zuletzt auf persönliche Eindrücke, 
die deutsche Besucher, unter ihnen auch ein Mitglied des Deutschen 
Bundestages, kürzlich in Uganda gewonnen haben. 

Bei der Bewertung des Wahlergebnisses vom Dezember 1980 hält sich 
die Bundesregierung an die Feststellungen der Commonwealth-Beob- 
achtergruppe, denen zufolge die Wahlen unter den obwaltenden Bedin- 
gungen fair verlaufen sind und den Willen des ugandischen Volkes 
widerspiegeln. Die Legitimität der Regierung Obote wird heute inter- 
national nicht in Zweifel gezogen. 


8. Abgeordneter 

Dr. Rumpf 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Entschließung 
des Europäischen Parlaments vom 13. Januar 1983 
zur Lage in Estland, Lettland und Litauen zu fol- 
gen, und was hat sie unternommen, um im Rahmen 
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit sich 
auf eine gemeinsame positive Haltung zu der im Jahr 
1979 an die Vereinten Nationen gerichteten Erklä- 
rung zu einigen? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzuset- 
Dr. Rumpf zen, diese Frage der baltischen Staaten dem Deko- 

(FDP) lonisationsunterausschuß der UNO zuzuleiten? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 23. August 

Das schwere Los der baltischen Völker wie das aller Völker, denen ver- 
wehrt ist, ihr Schicksal gemäß ihren Wünschen zu gestalten, ist der Bun- 
desregierung bewußt. Bei realistischer Einschätzung sieht sie jedoch 
keine Aussicht, in Verfolg der Entschließung des Europäischen Parla- 
ments vom 13. Januar 1983 eine Wende der Lage dieser Völker zum 
Besseren bewirken zu können. Dies gilt auch im Hinblick auf die von 
Ihnen besonders hervorgehobenen zwei Punkte. Nach Auffassung der 
Bundesregierung wäre es weder möglich, auf dem Weg über die Herbei- 
führung einer gemeinsamen positiven Haltung der Zehn zu der im Jahr 
1979 an die Vereinten Nationen gerichteten Erklärung von 45 Bürgern 
der baltischen Staaten das erwähnte Ziel zu fördern, noch über die Zu- 
leitung der Frage der baltischen Staaten an den Dekolonisierungsaus- 
schuß der Vereinten Nationen. Im Gegenteil: Eine Befassung der Ver- 
einten Nationen oder eines ihrer Gremien mit dieser Angelegenheit 
würde das große. Risiko eines Fehlschlags in sich bergen. Ein negatives 
Ergebnis einer derartigen Befassung könnte der Sache der baltischen 
Völker aber nur schaden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordnete 
Frau 
Männle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ein verheirateter Arbeiter der unte- 
ren Lohngruppe oder ein Beamter des mittleren 
Dienstes mit drei minderjährigen Kindern in etwa 
über das gleiche Nettoeinkommen verfügt wie eine 
vergleichbare Familie als Sozialhilfeempfänger, und 
wenn ja, stimmt die Bundesregierung mir zu, daß 
— als logische Folge daraus — es sich für diesen 
Kreis nicht lohnt zu arbeiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 23. August 

Die Anspruchsverhältnisse im öffentlichen Dienst und im Sozialhilfe- 
bereich sind nur bedingt vergleichbar. Im öffentlichen Dienst sind die 
Lohn- und Besoldungsbeträge bei gleichen Voraussetzungen (Einrei- 
hung/Besoldungsgruppe, Dienstzeit/Dienstalter, Zahl der Familien- 
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mitglieder) bundesweit gleich, ohne noch unterschiedliche örtliche 
Lebenshaltungskosten zu berücksichtigen. Dagegen können Sozial- 
hilfeleistungen örtlich unterschiedlich sein und individuell sehr schwan- 
ken. 

Überschlägige Vergleichsberechnungen haben unter Berücksichtigung 
des Kinder- und Wohngelds und der jährlichen Sonderzuwendung er- 
geben, daß sich das Nettoeinkommen der genannten Arbeiter- und 
Beamtenfamilien im Regelfall von demjenigen der allein auf Sozial- 
hilfe angewiesenen Familien nicht unwesentlich abhebt. Nur in Aus- 
nahmefällen kann es beim Zusammentreffen mehrerer Besonderheiten 
Vorkommen, daß das Einkommen sozialhilfeberechtigter Familien 
gleichwertig oder günstiger ist. Ein solcher Fall wäre zum Beispiel 
möglich, wenn Sozialhilfe ergänzend zu einem Erwerbseinkommen 
gewährt wird, bei niedriger Dienstzeit -/Dienstaltersstufe wegen späten 
Eintritts in den öffentlichen Dienst, bei Berücksichtigung mehrerer 
unterhaltsberechtigter Kinder in höherem Lebensalter und hohen Auf- 
wendungen für Wohnungsmiete, Heizung und Krankheitsvorsorge. 


Hält die Bundesregierung ihre Auffassung weiterhin 
aufrecht, obwohl die radiologischen Brechnungs- 
grundlagen, die ein wesentlicher Bestandteil der 
Störfall-Leitlinien sind, nach dem Entwurf einer 
Verordnung vom Stand 1979 und dem veränderten 
Entwurf vom Stand 1983 Werte der Strahlenbe- 
lastung für die maximal strahlenbelastete Person er- 
geben, die sich fast um drei Größenordnungen un- 
terscheiden, wie z. B. der Wert für den Kühlmittel- 
verlust durch Bruch einer Primärleitung, der sich 
durch die neue Berechnungsgrundlage von 2,8 rem 
(1979) auf 7,6 rem (1983) veränderte, oder der 
Wert für das Leck einer primär Kühlmittel führende 
Meßleitung, der sich von 44 rem (1979) auf 71 rem 
(1983) veränderte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 16. August 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf einer Störfall-Leit- 
linie entspricht in vollem Umfang den 1982 durch die damalige Bun- 
desregierung erteilten Auflagen für die Kernkraftwerk -Projekte Bib- 
lis C, Emsland, Isar II und Neckarwestheim II. Der Leitlinienentwurf 
aus dem Jahr 1979 ist für die Genehmigungspraxis nie verbindlich 
geworden. 

Die radiologischen Berechnungsgrundlagen sind nicht Bestandteil 
des jetzt vorgelegten Leitlinienentwurfs, der noch der abschließenden 
Beratung mit den Ländern bedarf. Sie sind vielmehr Gegenstand einer 
Empfehlung der Reaktorsicherheitskommission und der Strahlen- 
schutzkommission, auf die im Leitlinienentwurf hingewiesen wird. Sie 
berücksichtigen den seit 1979 fortgeschrittenen Stand von Wissenschaft 
und Technik. 

Änderungen in den berechneten möglichen Störfallauswirkungen gegen- 
über dem Entwurf 1979 sind im wesentlichen auf die Änderung von 
anlagentechnischen Parametern auf der Grundlage der Betriebserfah- 
rungen und der neueren Forschungsergebnisse oder auf verbesserte 
sicherheitstechnische Maßnahmen (z. B. Filterwirkungsgrade) zurück- 
zuführen. 

12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur sachgerechten 
Weirich Komplettierung des Umweltbeirats der Bundesre- 

(CDU/CSU) gierung in dieses Gremium einen Wissenschaftler 

aus dem Fachbereich Agrarwissenschaften zu be- 
rufen, um eine enge Verflechtung von Nahrungs- 
mittelproduktion und Umweltpflege zu unterstrei- 
chen? 


1 1 . Abgeordneter 

Hecker 

(DIE GRÜNEN) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 18. August 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen ist nach dem Errich- 
tungserlaß vom 29. Dezember 1971 ein Gremium von zwölf Fachleu- 
ten, die die Hauptgebiete des Umweltschutzes repräsentieren. Die 
Breite des Aufgabengebiets Umweltfragen, verbunden mit einer zu- 
nehmenden Aufteilung und Spezialisierung in den Teilbereichen, macht 
eine fachlich umfassende, alle Gebiete abdeckende Besetzung zu einer 
schwierigen Aufgabe. Neben den Hauptgebieten des Umweltschutzes 
wie Luft, Wasser, Boden, Abfallwirtschaft, Lärmbekämpfung müssen 
für eine wirksame Umweltpolitik auch die Verflechtungsgebiete wie 
Umwelt und Wirtschaft, Umwelt und Technik, Umweltforschung usw. 
berücksichtigt werden. Durch Berufung von Mitgliedern landwirtschaft- 
licher Fakultäten wurde auch die Agrarwissenschaft berücksichtigt, 
wenn auch nicht alle Teilbereiche abgedeckt werden konnten. Bei 
Bedarf wird der Sachverstand in solchen Teilbereichen durch Heran- 
ziehung externer Fachleute nutzbar gemacht. 

Bei der Neuberufung der Mitglieder des Sachverständigenrats für Um- 
weltfragen im Frühjahr 1984 wird die Bundesregierung auch Ihre An- 
regung in den Kreis der zu würdigenden Aspekte einbeziehen. 


13. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Angaben darüber ma- 
chen, welche Umweltbelastungen durch den Schwe- 
felgehalt in Dieselkraftstoff und leichtem Heizöl 
entstehen, und was gedenkt sie dagegen zu unter- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 23. August 


Der Schwefelgehalt von leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff ist in der 
Bundesrepublik Deutschland bereits gemäß der Dritten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über Schwefelgehalt von leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff - 
3. BImSchV) vom 19. Januar 1979 auf 0,3 Gewichtsprozent begrenzt. 

Zu einer weiteren Herabsetzung des Schwefelgehalts ist folgendes 
anzuführen: 

In der Bundesrepublik. Deutschland betrug der Verbrauch an leichtem 
Heizöl und Dieselkraftstoff im Jahr 1982 ca. 47 Millionen Tonnen. 

Durch eine Halbierung des Grenzwerts der 3. BImSchV würde die 
jährliche Gesamtemission von Schwefeldioxid von ca. 3,5 Millionen 
Tonnen um 140 000 Tonnen vermindert. 

Die zur Reduzierung des Schwefelgehalts aufzuwendenden Kosten 
schwanken in Abhängigkeit vom eingesetzten Rohöl und von der Ver- 
fügbarkeit an Wasserstoff in den einzelnen Raffinerien. Die Bundes- 
regierung hat die genaue Kostenermittlung für die weitere Entschwefe- 
lung veranlaßt. Nach Vorliegen dieser Kostenschätzungen wird die 
Bundesregierung über weitere Schritte entscheiden. Eine Änderung 
der 3. BImSchV ist ohne eine EG-einheitliche Regelung als Grundlage 
rechtlich problematisch. 


14. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Bun- 
Schäfer desinnenminister Dr. Zimmermann, daß der innere 

(Offenburg) Friede in unserem Land abhanden gekommen ist? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 23. August 

Der Bundesinnenminister hat in seiner Rede am 13. Juli 1983, auf die 
der Inhalt Ihrer Frage offensichtüch abstellt, ausgeführt, daß in der 
jüngsten Zeit am Beispiel der Ausschreitungen in Krefeld eskalierende 
Gewalt festgestellt werden konnte. Die innere Sicherheit - so der 
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Bundesinnenminister weiter - ist nicht mehr gewährleistet, wenn 
Staatsgäste und höchste Repräsentanten Feierstunden in plötzlicher 
Finsternis abhalten müssen, sie mit Steinen beworfen werden, zahl- 
reiche verletzte Polizeivollzugsbeamte zu registrieren sind, hunderte 
von Politchaoten Polizeibeamte angreifen und anschließend Festge- 
nommene — von zwei Ausnahmen abgesehen — entlassen werden 
müssen. Dieser Bewertung von beklagenswerten aktuellen Ereignissen 
schließt sich die Bundesregierung an. 


15. Abgeordneter 
Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Bun- 
desinnenminister Dr. Zimmermann in seiner Rede 
vom 13. Juli 1983 in Kassel, daß „die Wiederher- 
stellung des inneren Friedens in unserem Land“ den 
gleichen Stellenwert hat wie die Wirtschaftspolitik? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 23. August 

In seiner Rede am 13. Juli 1983 in Kassel anläßlich des Kommandeur- 
wechsels beim Grenzschutzkommando Mitte hat der Bundesinnen- 
minister einen hohen Polizeibeamten aus der „Hessischen Polizeirund- 
schau“ zitiert, der berichtet hatte, daß es in vier Monaten an der Start- 
bahn in Frankfurt am Main 467 vorläufige Festnahmen gegeben habe. 
Davon verblieben am Ende vier kurzbefristete Haftbefehle. Die an- 
hängigen Gerichtsverfahren seien eingestellt worden. Dagegen habe 
es eine große Anzahl verletzter Polizeibeamter und nicht weniger als 
23 Millionen DM Kosten für den Steuerzahler gegeben. Dies zeige - so 
das Fazit des Bundesinnenministers in seiner Rede -, daß der Land- 
friede wiederhergestellt werden müsse. Die Bundesregierung teilt die 
Auffassung, daß dieser Aufgabe ebenso große Bedeutung zukommt 
wie der Wirtschaftspolitik. 


16. Abgeordneter 
Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 


Falls die Bundesregierung die Auffassung von Bun- 
desinnenminister Dr. Zimmermann über den ver- 
lorengegangenen inneren Frieden in unserem Land 
teilt, gibt es nach Meinung der Bundesregierung 
Unterschiede, „was den inneren Frieden“ in den 
einzelnen Bundesländern betrifft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 23. August 

Die innere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ist eine gemein- 
same Aufgabe von Bund und Ländern. Der Schwerpunkt des Vollzugs 
liegt bei den Ländern. Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Auf- 
gabe an, öffentlich den Stand des inneren Friedens in den einzelnen 
Bundesländern zu beurteilen. Diese Auffassung hat auch der Bundes- 
innenminister in seiner Rede am 13. Juli 1983 zum Ausdruck gebracht, 
wenn er feststellte: „Ich mische mich nicht in Polizeitaktik der Länder 
und Führungslehre ein. Für polizeiliche Einsätze sind nach wie vor die 
Länder zuständig und sie und ihre Minister tragen dafür auch die poli- 
tische Verantwortung.“ 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordneter 
Schneider 
(Berlin) 

(DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung beschlossen, Kemal Altun 
in die Türkei auszuliefern unbeschadet der Entschei- 
dung des Berliner Verwaltungsgerichts, das über das 
Asylgesuch des Türken verhandelt, wenn ja, welche 
Gründe veranlassen die Bundesregierung dazu? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klein 
vom 25. August 

Die Bundesregierung hat die Auslieferung des Betroffenen mit Verbal- 
note des Auswärtigen Amts bereits am 21. Februar 1983 bewilligt. 
Über die Frage, wann diese Auslieferung vollzogen werden kann, ist 
dagegen noch keine Entscheidung getroffen worden. 

Die Anhängigkeit eines Asylverfahrens würde einem Vollzug der Aus- 
lieferung nicht entgegenstehen. § 18 Satz 2 des Asylverfahrensgesetzes 
bestimmt, daß Entscheidungen im Asyl verfahren für das Auslieferungs- 
verfahren nicht bindend sind. Diese Bestimmung des erst 1982 erlasse- 
nen Asylverfahrensgesetzes hat das Bundesverfassungsgericht ausdrück- 
lich für verfassungsgemäß erklärt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter Wie hat sich der Anteil der typischen Unterneh- 

Berschkeit mensteuern am Gesamtsteueraufkommen von 1962 

(SPD) bis 1972 entwickelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. August 

Eine allgemeingültige Einteilung der Steuern in Üntemehmensteuern 
und Nichtunternehmensteuern gibt es nicht. Das Steuerrecht knüpft 
die Leistungspflicht an Tatbestände, die sowohl von Unternehmen als 
auch von Nichtunternehmen erfüllt werden können. 

Die Unternehmen tragen zum Aufkommen der verschiedensten Steuer- 
arten bei. Ihr Anteil am Gesamtsteueraufkommen läßt sich jedoch 
nicht berechnen. 

19. Abgeordneter Welche Gründe waren für die Bundesregierung aus- 

Dr. Klejdzinski schlaggebend, die Dienstwagen des Deutschen Bun- 
(SPD) destages in Zukunft erst nach 1 60 000 Kilometer 

(statt 120 000 Kilometer) zu verkaufen, und gilt 
dies nur für die Dienstwagen der Fahrbereitschaft 
oder auch für die Wagen der Bundesminister, Parla- 
mentarischen Staatssekretäre etc.? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. August 

Die Aussonderung und Verwertung von Dienstkraftfahrzeugen des 
Bundes richtet sich nach einheitlichen Bestimmungen, die vom Bun- 
desfinanzminister erlassen werden. Insoweit bestehen für die Dienst- 
kraftfahrzeuge des Deutschen Bundestages keine Ausnahmen. Dienst- 
kraftfahrzeuge (ohne sogenannte Leitungsfahrzeuge) dürfen erst nach 
Vorliegen eines Aussonderungsgutachtens des technischen Beamten 
für das Kraftfahrwesen ausgesondert werden. Die Fahrzeuge der Fahr- 
bereitschaften erreichen eine hohe Fahrleistung und eine mehrjährige 
Nutzungsdauer. Eine Änderung dieser Vorschriften ist nicht beabsich- 
tigt. 

Für Dienstkraftfahrzeuge der Bundesminister, Parlamentarischen Staats- 
sekretäre, Staatssekretäre und vergleichbarer Dienstposten, z. B. Präsi- 
dent und Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages (sogenannte Lei- 
tungsfahrzeuge), gelten besondere Bestimmungen. Diese Fahrzeuge 
dürfen ohne Vorliegen eines Aussonderungsgutachtens seit der Neu- 
regelung im Dezember letzten Jahrs (Rundschreiben des Bundes- 
finanzministers vom 20. Dezember 1982 — II A 2 — H 1261 — 35/82) 
erst nach einer Nutzungsdauer von mindestens drei Jahren (früher 
zwei Jahren) und einer Fahrleistung von 160 000 Kilometer (früher 
120 000 Kilometer) ausgesondert werden. Die Anhebung der Mindest- 
grenzen für Leitungsfahrzeuge erfolgte aus Gründen der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Bard 
(DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe werden Bundesmittel zur Ver- 
braucheraufklärung, -erziehung, -beratung und fin- 
den Verbraucherschutz zur Verfügung gestellt, und 
an welche Organisationen, Behörden und Verbände 
werden diese Mittel gezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 22. August 

Die Ausgaben zur Förderung der Verbraucherinformation und zur 
Vertretung der Verbraucherinteressen werden 1983 die Größenord- 
nung des Vorjahres erreichen. Im Jahr 1982 wurden aus dem Bundes- 
haushalt dafür insgesamt Ausgaben in Höhe von 40 Millionen DM ge- 
leistet (Ist-Ausgaben). Höhe und Struktur der Ausgaben 1982 ergeben 
sich aus den beiliegenden Übersichten, aus denen zugleich hervorgeht, 
wie sich die Ausgaben auf die Einzelpläne des Bundeswirtschaftsmini- 
steriums, des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesund- 
heit verteilen. Außerdem liegt ein Verzeichnis über die entsprechenden 
Ausgaben der Länder bei.*) 


21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die geplante Er- 
Lenzer höhung der Prämien für Hermesbürgschaften vor 

(CDU/CSU) dem Hintergrund wachsenden Wettbewerbsdrucks 

bei der deutschen Exportindustrie (z. B. Anlagen- 
bau)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 22. August 

Die Bundesregierung nimmt die Sorgen der Wirtschaft über den starken 
Wettbewerbsdruck auf den internationalen Märkten sehr ernst. Sie hat 
deshalb bereits in der Vergangenheit die Bemühungen der deutschen 
Exporteure durch flexible Gewährung von Ausfuhrbürgschaften und 
-garantien unterstützt. Die zunehmenden Zahlungsschwierigkeiten 
einer Reihe von Abnehmerländern haben in jüngster Zeit zu hohen 
Entschädigungsleistungen geführt, die 1983 nicht mehr durch ent- 
sprechende Einnahmen des Bundes aus Entgelten und Rückflüssen 
gedeckt sind. 

Die in der Vergangenheit an den Bundeshaushalt abgeführten Über- 
schüsse schaffen leider keine ausreichende Erleichterung, weil die schon 
heute für die kommenden Jahre erwarteten Defizite von jeweils einer 
Milliarde DM weit höher sind. Um die haushaltspolitischen Erfordernisse 
mit unserem großen Interesse an einer wettbewerbsfähigen Export- 
industrie in Einklang zu bringen, prüft die Bundesregierung zur Zeit 
eine Reihe von Modellen über die Entgeltstruktur und ihre Auswirkun- 
gen auf die Finanzierungskosten. Darüber hinaus sollen intensive Ge- 
spräche mit der Wirtschaft sicherstellen, daß die Exportindustrie auch 
nach der vorgesehenen Entscheidung über die Erhöhung der Entgelte 
selbst bei starkem internationalen Wettbewerb erfolgreich sein kann. 
Im übrigen ist die Bundesregierung bemüht, das Gewährleistungsin- 
strumentarium inhaltlich den sich wandelnden Bedürfnissen der Export- 
wirtschaft anzupassen. Gerade angesichts der Entgelterhöhung prüft 
die Bundesregierung, wie sie durch einzelne Verbesserungen Erleichte- 
rungen für die Exporteure bei der Finanzierung ihrer Projekte schaffen 
kann. 


) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nr. 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nr. 1 Satz 3 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, wie die 
Lenzer Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Exportwirt- 

(CDU/CSU) Schaft durch staatliche Hilfen gestärkt werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 22. August 

Für ein stark in die Weltwirtschaft integriertes Land wie die Bundes- 
republik Deutschland ist es von besonderer Bedeutung, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu sichern. Die Bundesre- 
gierung verfolgt daher mit besonderer Aufmerksamkeit die Entwick- 
lung auf den Weltmärkten und hat stets im Rahmen des marktwirt- 
schaftlichen Ordnungsprinzips flexibel reagiert. So hat sie im Kabinetts- 
beschluß vom 2. Februar 1983 bekräftigt, daß sie die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft auf den internationalen Märkten 
weiterhin durch eine flexible Vergabe von Ausfuhrgewährleistungen 
unterstützt. Dabei kann bei der Entscheidung über risikomäßig kriti- 
sche Verbürgungen die Grenze der Vertretbarkeit im Einzelfall weiter 
gezogen werden, wenn an der Realisierung des Ausfuhrgeschäfts ein 
besonderes gesamtwirtschaftliches Interesse — insbesondere zur Siche- 
rung von Arbeitsplätzen — besteht. 

Gleichzeitig hat sich das Bundeskabinett erneut gegen Zinssubventionen 
ausgesprochen. Subventionen von unserer Seite würden den internatio- 
nalen Konditionenwettlauf nur beschleunigen. Die Bundesregierung setzt 
sich statt dessen intensiv für einen Abbau von Verfälschungen des inter- 
nationalen Finanzierungswettbewerbs ein. In mehreren Verhandlungs- 
runden wurde das internationale Übereinkommen über staatlich unter- 
stützte Exportkredite zu einem Instrument ausgebaut, das nach einem 
erfolgreichen Abbau von Wettbewerbsverfälschungen heute einen an- 
gemessenen Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Finanzierungs- 
systemen bringt. Die Bundesregierung wird in der weiteren Verhand- 
lungsrunde im Herbst dieses Jahrs nachdrücklich für eine Verlängerung 
dieser Absprache über den 3 1 . Oktober 1983 hinaus eintreten. 

Eine gezielte, staatliche Förderung des Außenhandels ist nach unserer 
marktwirtschaftlichen Konzeption nicht vertretbar. Dies bedeutet an- 
dererseits aber nicht eine völlige Abstinenz der staatlichen Aktivität. 
Nur liegt diese primär in der Schaffung von fördernden Rahmenbe- 
dingungen. Abgesehen von den positiven Auswirkungen einer erfolg- 
reichen Stabilitätspolitik gibt es eine ganze Reihe von flankierenden 
Maßnahmen. Dazu gehören die Bereitstellung von Informationen durch 
Auslandsvertretungen, Auslandshandelskammern und insbesondere die 
Bundesstelle für Außenhandelsinformation. Besonders wichtig für 
kleine und mittlere Unternehmen sind die Exportberatungsprogramme 
von Bund und Ländern. Schließlich unterstützt das Messe- und Aus- 
stellungsprogramm die Akquisition der Unternehmen. 

Die Bundesregierung sieht es als eine ständige Aufgabe an, die Effizienz 
des bestehenden Instrumentariums zu überprüfen und, soweit möglich, 
zu verbessern. In diesem Sinne ist auch der Runderlaß zur Förderung 
der außenwirtschaftlichen Interessen deutscher Unternehmen durch 
die Auslandsvertretungen, vom 13. Mai 1983, zu werten. 


23. Abgeordneter Welche Bedeutung haben nach Ansicht der Bundes- 
Dr. Jens regierung die neuen US-amerikanischen Sonderzölle 

(SPD) für Edelstahlimporte für die deutsche Edelstahlin- 

dustrie, und was hat sie bisher unternommen, um 
diese protektionistischen Maßnahmen der Reagan- 
Administration zu beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 23. August 

Etwa 5 v. H. des Gesamtabsatzes der deutschen Edelstahlindustrie im 
In- und Ausland oder 10 v. H. des deutschen Edelstahlexports gehen 
in die USA. 
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Etwa 90 v. H. dieser Exporte in die USA sind von den Schutzmaßnah- 
men betroffen, die die USA mit Wirkung vom 20. Juli 1983 in der 
Form von Schutzzöllen oder Einfuhrquoten weltweit verhängt haben. 

Die Schutzzölle belaufen sich auf 10 v. H. oder 8 v. H. und treten zu 
der normalen Zollbelastung von rund 9 v. H. hinzu; sie sind, ebenso 
wie die Einfuhrquoten für andere Edelstahlprodukte, innerhalb von 
vier Jahren abzubauen. Bei dem im deutschen Edelstahlexport in die 
USA am stärksten vertretenen Produkt, den rostfreien Blechen und 
Bändern, kommen zu diesen Zöllen auch noch Antidumpingzölle 
hinzu, so daß dort die Gesamt-Zollbelastung gegenwärtig zwischen 
21 v. H. und 26 v. H. liegt. Insgesamt dürfte der Export in dem von 
Schutzzöllen betroffenen Bereich weitgehend unmöglich werden. 
Die Edelstahlindustrie berichtet über Stornierung von Lieferverträgen. 

Bei den von Einfuhrquoten betroffenen Produkten liegt die in den USA 
vorgesehene Gesamtquote je nach Produkt zwischen 12 v. H. und 
44 v. H. unter den gesamten US-Einfuhren im Jahr 1982. Auch bei 
diesen Produkten ist daher mit empfindlichen Exporteinbußen zu 
rechnen. Hinzu kommen für Werkzeugstahl auch noch amerikanische 
Antidumpingzölle. 

Der protektionistische Charakter der amerikanischen Schutzmaßnah- 
men wird insbesondere dadurch deutlich, daß sie die Exporte der nicht- 
subventionierten deutschen Edelstahlindustrie treffen und daß ein 
Schutz gegen möglicherweise gedumpte deutsche Exporte bereits in 
der Form von Antidumpingzöllen vorhanden war. 

24. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche der US- 
Dr. Jens Regierung, die Edelstahlsonderzölle in ein Selbst- 

(SPD) beschränkungsabkommen umzuwandeln, und wann 

ist gegebenenfalls damit zu rechnen, daß alle diese 
protektionistischen Maßnahmen entsprechend der 
feierlichen Erklärung auf dem Weltwirtschafts- 
gipfel in Williamsburg aus der Welt geschaffen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 23. August 

Die Bundesregierung betrachtet Bestrebungen der US-Regierung, die 
Schutzmaßnahmen gegen Edelstahlimporte durch Selbstbeschränkungs- 
abkommen zu ersetzen, mit großen Vorbehalten. Ein solcher Schritt 
würde eine multilaterale Überprüfung der US-Maßnahmen im Rahmen 
des GATT erschweren, wenn nicht sogar verhindern. Er würde darüber 
hinaus die Verpflichtung der USA verwischen, selbst bei begründeten 
Schutzmaßnahmen den hierdurch geschädigten Exportländern einen 
Ausgleich zu gewähren. Der unrichtige Eindruck könnte entstehen, die 
amerikanischen Maßnahmen würden — wie von den USA dargestellt — 
durch unfaire Handelspraktiken der Exportländer gerechtfertigt. 

Zu diesen Bedenken treten grundsätzliche Überlegungen. Die Bundes- 
regierung betrachtet mit Sorge Tendenzen, die multilateralen GATT- 
Verpflichtungen durch bilaterale Selbstbeschränkungsabkommen zu 
umgehen. Sie befürchtet eine Aushöhlung der GATT-Regeln als Folge 
dieser Praxis. 

Die Bundesregierung begrüßt daher, daß die Gemeinschaft sich ent- 
schlossen hat, die US-Maßnahmen im GATT anzugreifen und daß 
unter anderem Japan als ebenfalls betroffenes wichtiges Land diesem 
Beispiel gefolgt ist. 

Sowohl der Generaldirektor des GATT als auch der Generalsekretärs 
der OECD haben die Erklärung des Weltwirtschaftsgipfels Williamsburg 
über einen Abbau protektionistischer Handelsbeschränkungen im Zuge 
einer — sich abzeichnenden — Belebung des Wirtschaftswachstums auf- 
gegriffen. Eingehende Diskussionen sind in diesen Organisationen und 
natürlich auch in der Gemeinschaft zu erwarten. Vorhersagen über ihre 
Dauer sind schwierig. Die Bundesregierung wird sich jedenfalls mit 
großem Nachdruck dafür einsetzen, daß Fortschritte bald erreicht 
werden. 
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Bundeswirtschaftsminister Dr. Graf Lambsdorff hat gegen die ameri- 
kanischen Schutzmaßnahmen sofort beim US-Handelsbeauftragten 
Brock protestiert und sich dabei insbesondere auch auf die Erklärung 
des OECD-Ministerrats und des Weltwirtschaftsgipfels Williamsburg 
zum Abbau des Protektionismus berufen. Der Rat der Europäischen 
Gemeinschaft hat die amerikanischen Maßnahmen verurteilt. Die 
Gemeinschaft bemüht sich im Rahmen von Konsultationen im GATT, 
die USA zu einer Aufhebung der Schutzmaßnahmen oder zumindest 
zu handelspolitischen Kompensationsleistungen zu bewegen. Im GATT, 
wie auch im OECD-Stahlausschuß, haben sich nicht' nur die Gemein- 
schaft, sondern eine Vielzahl anderer Länder gegen das protektioni- 
stische amerikanische Vorgehen gewandt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Informationen darüber 
Dr. Sperling vor, in welchem Umfang in den letzten Jahren Pesti- 

(SPD) zide, insbesondere Herbizide, in die Umwelt gelangt 

sind und zu ihrer Belastung beigetragen haben? 


26. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei Anwendung von Spritz- und 
Dr. Sperling Sprühverfahren ein besonders hoher Anteil dieser 

(SPD) Stoffe an die Luft abgegeben wird? 


27. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Können regionale Schadensbilder mit den regional 
ausgebrachten Herbizidmengen in Zusammenhang 
gebracht werden oder kann ein solcher Zusammen- 
hang, z. B. beim Waldsterben, ausgeschlossen wer- 
den? 


28. Abgeordnter Welche Forschungsprojekte zur Klärung dieser Zu- 
Dr. Sperling sammenhänge sind bisher von der Bundesregierung 

(SPD) durchgeführt worden bzw. welche sind geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 17. August 

Die Entwicklung bei den abgesetzten Pflanzenschutzmittel-Wirkstoff- 
mengen in den vergangenen Jahren stellt sich nach Angaben des Indu- 
strieverbands Pflanzenschutz wie folgt dar: 

Abgesetzte Wirkstoffmenge in Tonnen 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982*) 

Herbizide 

16 876 

18 234 

20510 

20 857 

19 507 

19 500 

Fungizide 

5 706 

6918 

7 112 

6 549 

7 012 

7 000 

Insektizide 

2 143 

2 175 

2 341 

2 341 

2 405 

2 400 

andere 

2 839 

3 056 

3 687 

3 183 

2 871 

2 900 

Summe 

27 564 

30 383 

33 650 

32 930 

31 795 

31 800 


Es ist ersichtlich, daß seit 1979/1980 sowohl bei der Gesamtmenge als 
auch bei den Herbiziden ein Rückgang eingetreten ist. Wieweit von den 
aufgeführten Stoffen eine Umweltbelastung ausgeht, kann nicht quanti- 
fiziert werden, auch nicht im Vergleich zu anderen Einwirkungen auf 
den Naturhaushalt. 

Mit der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung und Zulassung von Pflan- 
zenschutzmitteln sind die Voraussetzungen dafür geschaffen worden, 
daß Pflanzenschutzmittel bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 


*) Schätzung 
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Anwendung keine schädlichen Auswirkungen für die Gesundheit von 
Mensch und Tier sowie keine sonstigen schädlichen Auswirkungen 
haben, die nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht 
vertretbar sind. Im Entwurf eines neuen Pflanzenschutzgesetzes ist 
zudem die Abwendung von Gefahren für den Naturhaushalt durch 
Pflanzenschutzmittel ausdrücklich als Gesetzeszweck genannt. 

Grundsätzlich können Pflanzenschutzmittel sowohl bei der Anwen- 
dung selbst, z. B. durch Abtrift, als auch durch Abdampfung von 
Pflanzen- oder Bodenoberflächen in die Umgebungsluft gelangen. 
Dies ist bei sachgerechter und bestimmungsgemäßer Anwendung nur 
in geringem Umfang zu erwarten; bei ungünstigen Bedingungen können 
aber auch höhere Werte erreicht werden. Außerdem unterliegen Pflan- 
zenschutzmittel bereits bald nach der Ausbringung chemischen Um- 
wandlungen durch das Sonnenlicht und durch andere Faktoren, mit 
denen in der Regel eine Wirkungsminderung verbunden ist. 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen ihrer begleitenden Pflanzen- 
schutzmittelforschung in erheblichem Umfang Arbeiten zur Wirkungs- 
weise von Herbiziden zur Wirkstoffaufnahme und Wirkungsabhängig- 
keit dieser Stoffe von äußeren Faktoren sowie über deren Neben- und 
Nachwirkungen. Nach bisherigen Erkenntnissen wird ein Zusammen- 
hang zwischen der Herbizidanwendung - die mengenmäßig überwie- 
gend in den Ackerbaugebieten erfolgt — und ihrer maßgeblichen Betei- 
ligung an der Gesamtheit der neuartigen Waldschäden nicht gesehen. 
Deswegen wurde bislang auch auf Grund der Beratung mit maßgeb- 
lichen Experten im Rahmen des Sonderforschungsprogramms „Wald- 
schäden“ kein spezifisches Forschungsvorhaben in Auftrag gegeben. 
Ich darf Ihnen jedoch versichern, daß diese Frage in der Bundesregie- 
rung sorgfältig verfolgt wird. 


29. Abgeordneter 
Bredehorn 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung angesichts der immer noch 
anhaltenden Gefährdung von wildlebenden Tier- 
und Pflanzenarten der Meinung, daß die Maßnah- 
men des Naturschutzes verstärkt werden müssen, 
und welche Maßnahmen hat sie gegebenenfalls ins 
Auge gefaßt? 


30. Abgeordneter 
Bredehorn 
(FDP) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung im Ge- 
samtzusammenhang verstärkter Naturschutzaktivi- 
täten dem Biotopschutz bei, und was gedenkt sie 
zur Verbesserung des Biotopschutzes zu tun? 


3 1 . Abgeordneter 
Bredehorn 
(FDP) 


Wird die Bundesregierung auf die Länder einwirken 
und sie unterstützen, damit möglichst bald die Na- 
turschutzfläche verdoppelt wird? 


32. Abgeordneter 

Bredehorn 

(FDP) 


Was hält die Bundesregierung von einem Biotop- 
verbundsystem, und was tut sie, um seine Einrich- 
tung zu unterstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 19. August 

Die Durchführung der Maßnahmen zur Sicherung wildlebender Tiere 
und Pflanzen im Rahmen des Naturschutzes obliegen nach der Zustän- 
digkeitsregelung des Grundgesetzes primär den Ländern. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Kompetenzen durch den 
Erlaß der Bundesartenschutzverordnung vom 25. August 1980 die 
Grundlage für einen verbesserten Artenschutz in der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen. 

Darüber hinaus wirkt sie aktiv mit beim Abschluß und bei der Durch- 
führung internationaler Artenschutzübereinkommen. 
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So ist die Bundesrepublik Deutschland bereits dem „Übereinkommen 
vom 3. März 1973 über den internationalen Handel mit gefährdeten 
Arten freilebender Tiere und Pflanzen“ [Washingtoner Artenschutz- 
übereinkommen (WA)] sowie dem „Übereinkommen über Feuchtge- 
biete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel von 
internationaler Bedeutung“ (Ramsa-Übereinkommen) beigetreten und 
bereitet den Beitritt zum „Übereinkommen zum Schutz der wandern- 
den, wildlebenden Tierarten“ (Bonner Übereinkommen) sowie zum 
„Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden 
Pflanzen- und Tierarten und ihrer natürlichen Lebensräume“ (Berner 
Übereinkommen) vor. 

Seit 1979 fördert die Bundesregierung die Sicherung schutzwürdiger 
Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaatlich repräsentativer 
Bedeutung vor allem durch die Bezuschussung des Ankaufs solcher 
Flächen mit bisher jährlich 5 Millionen DM. 

Auch diese Maßnahmen kommen dem Artenschutz zugute. 

Die Bundesregierung sieht den Schutz von Lebensräumen (Biotop- 
schutz) als wesentliche Voraussetzung für den Schutz einzelner Arten 
und ganzer Lebensgemeinschaften an. Als Grundlage für entsprechen- 
des künftiges Handeln wird in meinem Haus gegenwärtig an einem 
Biotopschutzprogramm gearbeitet. In Betracht kommen Grundsätze 
zum Biotopschutz in der Bundesrepublik Deutschland, Aussagen zur 
Typisierung der Biotope, zur Mindestgröße einzelner Biotopflächen 
und zur räumlichen Vernetzung, ferner die Verwertung der Ergebnis- 
se von Floren-, Faunen- und Biotopkartierungen sowie die Aufstel- 
lung einer Liste von schutzwürdigen Gebieten mit nationaler Bedeu- 
tung. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin, wie es die bereits im 
September 1979 von den zuständigen Ministern und Senatoren des 
Bundes und der Länder verabschiedete „Gemeinsame Erklärung zum 
Biotopschutz“ zum Ausdruck bringt, dafür einsetzen, daß im Rahmen 
bereits bestehender Vorschriften, z. B. des Planungs-, Forst-, Flurbe- 
reinigungs- und technischen Umweltrechts, die Belange des Biotop- 
schutzes verstärkt berücksichtigt werden. 

Die Ausweisung von Naturschutzgebieten ist Aufgabe der Länder, ih- 
nen allein obliegt es daher, wertvolle Flächen unter Schutz zu stellen. 
Es ist bekannt, daß verschiedene Länder sich bemühen, ihre Natur- 
schutzgebietsflächen zu verdoppeln oder zumindest zu vermehren. 
Diese Vorhaben finden die volle Unterstützung der Bundesregierung. 

Die Vernetzung von Biotopen ist sicherlich sinnvoll, unabhängig von 
bestimmten Systemen des Vorgehens, deren Zweckmäßigkeit noch im 
einzelnen zu untersuchen ist. Die Bundesregierung beteiligt sich im 
internationalen Rahmen durch Benennung von entsprechenden Gebie- 
ten sowohl am Aufbau eines Netzwerkes biogenetischer Reservate beim 
Europarat in Straßburg als auch am Schutzgebietssystem der EG, also 
in beiden Fällen an flächenhaften, grenzüberschreitenden Schutzvor- 
haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

33. Abgeordneter Was wird unternommen, um die während des Kriegs 

Dr. Wittmann in die Tschechoslowakei verlagerten und später an 

(CDU/CSU) das Standesamt I in Berlin (Ost) gegebenen Perso- 

nenstandsbücher der jetzigen Bezirksstandesämter 
des Landes Berlin diesen zurückzugeben? 

Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 19. August 

In Berlin (Ost) lagern die Personenstandsbücher der Berliner Standes- 
ämter der Jahrgänge 1874 bis 1943, teilweise auch aus dem Jahr 1944. 
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Sie waren während des Kriegs in die Tschechoslowakei ausgelagert 
worden und sind 1951 nach Berlin (Ost) gebracht worden. Von den 
Unterlagen aus den Jahren 1874 bis 30. Juni 1938 existieren Neben- 
register in Berlin (West). Auf sie kann zurückgegriffen werden, wenn 
es im Einzelfall erforderlich ist. 

Personenstandsbücher aus der Zeit vom 1. Juli 1938 bis 1944, von 
denen es keine Zweitbücher in Berlin (West) gibt, werden im Bedarfs- 
fall neu angelegt. Dadurch haben die Personen, die eine Urkunde aus 
diesem Zeitraum benötigen, keine praktischen Nachteile. 

Der Senat von Berlin hat sich in den Jahren 1952 und 1963 vergeblich 
darum bemüht, die Personenstandsbücher aus Berlin (Ost) zurückzuer- 
halten. Danach sind keine weiteren Bemühungen unternommen worden. 
Dafür war maßgebend, daß der Wert der Bücher, die nicht fortgeschrie- 
ben werden, ständig sinkt und den Betroffenen auf andere Weise ge- 
holfen werden kann. 

Auch die Bundesregierung sieht aus den genannten Gründen keine 
Notwendigkeit dafür, daß in dieser Angelegenheit erneut Initiativen 
ergriffen werden. 


34. Abgeordneter 
Handlos 
(fraktionslos) 


Trifft ein Bericht der Zeitung „Bild am Sonntag“ 
vom 14. August 1983 zu, nach dem die DDR be- 
hauptet, für den von Franz Josef Strauß eingefädel- 
ten Milliardenkredit die Gegenleistung in Form von 
weniger Verdachtskontrollen auf den Transit- 
strecken und freundlichere Grenzabfertigungen be- 
reits erbracht zu haben? 


Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 23. August 

Eine derartige Behauptung der DDR ist der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 

35. Abgeordneter Treffen außerdem Behauptungen dieser Zeitung zu, 
Handlos die DDR würde erneut einen weiteren Milliarden- 

(fraktionslos) kredit fordern? 


Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 23. August 

Die DDR ist mit keinem Kreditwunsch an die Bundesregierung heran- 
getreten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


36. Abgeordneter 
Daubertshäuser 
(SPD) 

37. Abgeordneter 

Daubertshäuser 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 19. August 

Die Bundesregierung hat eine Änderung der Vorschriften über die un- 
entgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im Rahmen des Haus- 
haltsbegleitgesetzes 1984 beschlossen. 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Gesetz über 
die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personennahverkehr zu ändern? 

Wenn ja, welche Änderungen sind beabsichtigt? 
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Die vorgesehenen Änderungen sind in Artikel 18, 19 und 28 des Ent- 
wurfs eines Haushaltsbegleitgesetzes 1984 (Bundesrats-Drucksache 
302/83) enthalten. Bei den Änderungen geht es insbesondere um die 
bedarfsbezogene Begrenzung des begünstigten Personenkreises, die 
Einführung einer Eigenbeteiligung, den Wegfall der Freifahrtberech- 
tigung im Eisenbahnverkehr und die Abschaffung der Doppelvergün- 
stigung von Kraftfahrzeugsteuerbefreiung und Freifahrt im öffent- 
lichen Personenverkehr. 


38. Abgeordneter 

Grünbeck 

(FDP) 


Sind der Bundesregierung die Kosten bekannt, die 
durch Drucksachen und Personal entstehen, falls die 
von Bundesarbeitsminister Dr. Blüm angekündig- 
ten „Arbeitskarten“ eingeführt, kontrolliert und 
ständig fortgeschrieben werden müssen, und auf 
welchen Betrag belaufen diese sich gegebenenfalls 
jährlich? 


39. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 


Hält die Bundesregierung die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit durch die Arbeitsämter für ausrei- 
chend, oder ist sie nicht der Auffassung, daß Son- 
derkommissionen bei den Landesregierungen einge- 
setzt werden müssen, die auch den Zugriff zu allen 
Polizeiorganen, Staatsanwälten, Steuerfahndungen, 
Ausländermeldeämtern, Kammern und Gewerbeauf- 
sichtsämtern haben und die beteiligten Behörden 
und Institutionen wirkungsvoll koordinieren kön- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 19. August 

Die Prüfung der Einführung einer Ausweiskarte zur verbesserten Be- 
kämpfung illegaler Beschäftigung ist noch nicht abgeschlossen. Die 
entstehenden Kosten werden in die Überlegungen mit einbezogen. 

Verfolgung und Ahndung von Schwarzarbeit fallen in die Zuständig- 
keit der Landesbehörden. Die Bundesanstalt für Arbeit ist für die Be- 
kämpfung der illegalen Arbeitnehmerüberlassung, der illegalen Aus- 
länderbeschäftigung und des Leistungsmißbrauchs zuständig. Im Rah- 
men ihrer Aufgabe der Wahrung der Ordnung auf dem Arbeitsmarkt 
hat die Bundesanstalt für Arbeit ihre Bemühungen um eine Bekämpfung 
dieser Formen illegaler Beschäftigung erheblich verstärkt. Sie hat in 
25 Stützpunktarbeitsämtern „Bearbeitungsstellen zur Bekämpfung ille- 
galer Beschäftigung“ eingerichtet, die für Verfolgung und Ahndung 
illegaler Arbeitnehmerüberlassung sowie schwerwiegender Fälle der 
illegalen Ausländerbeschäftigung und des Leistungsmißbrauchs zu- 
ständig sind. Die Bearbeitungsstellen haben die Aufgabe, bei der Ver- 
folgung illegaler Beschäftigung die Zusammenarbeit mit anderen Be- 
hörden anzuregen und zu koordinieren, insbesondere auch mit den 
in der Frage erwähnten Behörden, Polizei, Staatsanwaltschaft, Steuer- 
behörden, Ausländerämter, Gewerbeaufsichtsämter. 

Die ersten Erfahrungen zeigen, daß diese neue Stützpunktorganisation 
erfolgreich arbeitet. Eine darüber hinausgehende weitere Organisation 
— in welcher Form auch immer - wird nicht für erforderlich gehalten. 


40. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Arbeits- 

Lutz amt München zusammen mit der CSU Werbemaß- 

(SPD) nahmen durchgeführt hat, und sieht die Bundesre- 

gierung darin einen Verstoß gegen das Gebot der 
parteipolitischen Neutralität der Bundesanstalt für 
Arbeit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 23. August 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich alle Initiativen Dritter, die 
der Arbeitsverwaltung helfen wollen, ihre in diesem Jahr besonders 
schwierige Aufgabe zu erfüllen, möglichst allen ausbildungswilligen und 
ausbildungsfähigen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz zu vermitteln. 
Das gilt grundsätzlich auch für Initiativen von politischen Parteien. 

Allerdings würde eine Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit z. B. an 
öffentlichen Werbeveranstaltungen politischer Parteien gegen das Neu- 
tralitätsgebot verstoßen. 

Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit ist bei der Aktion der 
CSU in München ohne Wissen und Billigung des Arbeitsamts ein Flug- 
blatt verteilt worden, das durch Benutzung des offiziellen Arbeitsamts- 
emblems den Eindruck erweckt, als handele es sich um eine gemeinsame 
Aktion. Der Verwaltungsausschuß des Arbeitsamts hat die mißbräuch- 
liche Verwendung des Arbeitsamtszeichens ausdrücklich mißbilligt. Das 
für die Aktion verantwortliche CSU-Stadtratsmitglied hat sich beim 
Arbeitsamt München entschuldigt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

41. Abgeordneter 
Dr. Scheer 
(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 19. August 

Die Bundesregierung ist für den Inhalt des Weißbuchs von 1979 zur 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und der Broschüre „Aspek- 
te der Friedenspolitik“ von 1981 nicht verantwortlich. Sie hat sich mit 
dem Inhalt dieser beiden Dokumente nicht zu identifizieren. 

Wie Ihnen bekannt ist, wird in der internationalen Fachliteratur eine 
umfangreiche Diskussion über den Begriff „strategische Waffen“ ge- 
führt. Die offizielle Terminologie ist in diesem Punkt bis zum Beginn 
der Genfer Verhandlungen über intermediäre Nuklearstreitkräfte im 
Oktober 1981 widersprüchlich gewesen. Diese Widersprüche haben sich 
auch in den beiden von Ihnen zitierten Dokumenten, für die der Vor- 
gänger des Bundesverteidigungsministers mitverantwortlich gezeichnet 
hat, niedergeschlagen. 

Der Begriff „strategische Waffen“ kann entweder nur nach den Ver- 
tragsmerkmalen der SALT-Abkommen von 1972 und 1979 oder aber 
nach allgemeinen politischen und strategischen Kriterien definiert 
werden. Nach den SALT-Kriterien gelten Waffensysteme unter ande- 
rem dann als „strategisch“, wenn es sich um seegestützte ballistische 
Flugkörper (SLBM) auf nuklearangetriebenen U-Booten handelt. 

Die britischen und französischen SLBM-Systeme sind also nach SALT- 
Kriterien ohne jeden Zweifel als „strategische“ Systeme zu bezeichnen. 
Im übrigen spricht auch das von Ihnen zitierte „Weißbuch 1979“ auf 
Seite 106 die französischen und britischen Systeme als . . . „strategische 
Nuklear-U-Boote“ an. Im „Weißbuch 1975/1976“ werden auf Seite 
28 f. unter der Überschrift „nuklear-strategische Potentiale“ auch die 
SLBM Großbritanniens und Frankreichs aufgeführt. 

Eine Zuordnung zu den strategischen Waffen hat zudem die Sowjetfüh- 
rung im Gespräch mit dem damaligen Bundeskanzler Helmut Schmidt 
in Moskau am 31. Juli/1. August 1980 auf Befragen ausdrücklich vor- 
genommen. 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den Wider- 
spruch, daß die britischen und französischen stra- 
tegischen Nuklearsysteme noch im Verteidigungs- 
weißbuch 1979 und in der Informationsbroschüre 
der Bundesregierung aus dem Jahr 1981 („Argu- 
mente zur Friedenspolitik“) als Mittelstreckenra- 
keten bezeichnet wurden, jetzt aber als strategische 
Raketen bezeichnet werden? 
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Nach übereinstimmender Auffassung in der Allianz gehören die briti- 
schen und französischen Systeme auf Grund ihrer politischen und stra- 
tegischen Funktion nicht in den Bereich der Genfer Verhandlungen 
über „intermediäre Nuklearstreitkräfte“ („Intermediate Range Nuclear 
Forces“ - INF). Somit ist auch die Bezeichnung „Mittelstreckensy- 
steme“ für die britischen und französischen Systeme nicht zutreffend. 
Diese Systeme sind ausdrücklich nicht als Nukleargarantie für die euro- 
päischen NATO-Staaten ohne eigene Kernwaffen bestimmt. Sie können 
auch nicht den Bedrohungs- und Abkoppelungseffekt der sowjetischen 
Mittelstreckenraketen ausgleichen. Hierzu verweise ich auch auf das 
„Weißbuch 1975/1976“: „Die Nuklearpotentiale Großbritanniens und 
Frankreichs sind für einen Angreifer ein zusätzlicher Risikofaktor, aber 
kein Gegengewicht zu den Mittelstreckenwaffen der Sowjetunion, die 
Westeuropa unmittelbar bedrohen.“ (S. 31). 


42. Abgeordneter Was ist das Unterscheidungsmerkmal der Bundesre- 
Dr. Scheer gierung, analog zu den in der NATO üblichen Un- 

(SPD) terscheidungsmerkmalen zwischen Mittelstrecken- 

raketen und strategischen Raketen, außer dem 
Unterscheidungsmerkmal der Reichweite bis zu 
5000 Kilometer bzw. über 5000 Kilometer? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 19. August 

Es liegt auf der Hand, daß eine starre Zuordnung von Systemen allein 
nach dem Kriterium der Reichweite für die sicherheitspolitische Beur- 
teilung nicht ausreicht. Es kommt nach Auffassung der Bundesregierung 
vielmehr darauf an, die vorhandenen Systeme im Osten und Westen auf 
Grund ihrer Reichweite, Rolle und Funktion zu analysieren und sie da- 
nach entsprechend zuzuordnen. Vor allem aber ist es wichtig, daß auf 
beiden Seiten die gleichen Zählkriterien angewendet werden, damit 
Vergleichbares auch verglichen werden kann. 


43. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, die briti- 
Dr. Scheer sehen und französischen Mittelstreckenraketen ab 

(SPD) einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr Mittel- 

streckenraketen zu nennen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 19. August 

Ich verweise auf meine Antwort zu Frage 41. 


44. Abgeordnete 
Frau 
Potthast 
(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Statio- 
nierung von Pershing II-Raketen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine erhebliche zusätzliche Gefähr- 
dung der deutschen Bevölkerung mit sich bringt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 18. August 

Die Bundesregierung hat zu dieser Thematik im Zusammenhang mit 
der Großen Anfrage des Abgeordneten Bastian und der Fraktion DIE 
GRÜNEN in der Drucksache 10/249 ausführlich Stellung bezogen. 

Ich verweise insbesondere auf die Nummer 6, Seite 5 bis Seite 6 oben. 


45. Abgeordnete 
Frau 
Potthast 
(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß Per- 
shing II-Stellungen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorrangige Ziele für mögliche sowjetische Vor- 
beugungsangriffe sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 18. August 

Die Bundesregierung hat hierzu in der angeführten Drucksache 10/249, 
insbesondere Seite 12, Nummer 5.4, und Seite 9, Nummer 3.1 a, Stel- 
lung genommen. 


46. Abgeordnete 
Frau 
Potthast 
(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Statio- 
nierung von Pershing II-Raketen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die Sowjetunion zu verstärkter 
Automatisierung ihrer Alarmreaktionen veranlassen 
muß? 


47. Abgeordnete 
Frau 
Potthast 
(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß durch 
die Stationierung von Pershing II-Raketen in der 
Bundesrepublik Deutschland die Kriegsgefahr durch 
Computerfehler erheblich anwachsen muß? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 18. August 

Die Bundesregierung vermag nicht einzuschätzen, inwieweit die Sowjet- 
union ihre ,, Alarmreaktionen“ automatisiert und welchen Einfluß eine 
eventuelle Stationierung von Pershing II darauf haben könnte. 

Die Bundesregierung ist aber davon überzeugt, daß die Sowjetunion 
wie die USA über Führungs-, Sicherungs- und Kommunikationssysteme 
verfügt, welche Fehlstarts von Nuklearwaffen verhindern (siehe Druck- 
sache 10/249, Seite 1 1 , Nummer 5.1). 


48. Abgeordneter An welchen Standorten in den Kreisen Stormam 

Kuhlwein und Herzogtum Lauenburg werden für die Bundes- 

(SPD) wehr bzw. für ihre NATO-Partner Ausrüstungsma- 

terial, Waffen und Munition gelagert? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
23. August 

In den Kreisen Stormarn und Herzogtum Lauenburg befinden sich 
lediglich Bundeswehrunterkünfte mit zugeordneten Standortmunitions- 
niederlagen sowie Pionier-Sperrmittelhäuser. Einzelheiten und genaue 
Ortsangaben unterliegen der Geheimhaltung. 


49. Abgeordneter Ist von der Bundesregierung auszuschließen, daß in 
Kuhlwein den Depots der Bundeswehr in den Kreisen Stor- 

(SPD) marn und Herzogtum Lauenburg atomare, biolo- 

gische oder chemische Waffen gelagert werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 23. August 

Angaben über Lagerorte von Atomwaffen und chemischen Waffen un- 
terliegen strenger Geheimhaltung. 

Wegen der strengen Geheimhaltungsbestimmungen ist es Praxis aller 
bisherigen Bundesregierungen, Anfragen nach Lagerorten von Atom- 
waffen und chemischen Waffen weder zu bestätigen noch zu demen- 
tieren. 

Die Frage nach der Lagerung biologischer Waffen kann eindeutig ver- 
neint werden. 

Die amerikanischen Streitkräfte verfügen nicht über biologische Kampf- 
stoffe. Die USA haben gemäß dem Bio-/Toxinwaffenvertrag vom 
10. April 1972 ihre Waffenbestände zwischen Mai 1971 und Februar 
1973 vernichtet. Die amerikanische Regierung hat 1975, nach Inkraft- 
treten des Vertrags, dies öffentlich und verbindlich erklärt. 
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50. Abgeordneter Welches Kräfteverhältnis besteht in Mitteleuropa 
Dr. Todenhöfer zwischen Warschauer Pakt und NATO im Bereich 
(CDU/CSU) der konventionellen Bewaffnung bei den fünf wich- 

tigsten Rüstungskategorien, also gepanzerte Fahr- 
zeuge, Panzerabwehrsysteme, Artillerie/Feuerunter- 
stützung, fliegende Waffensysteme, Flugabwehr- 
systeme? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 22. August 

In Mitteleuropa besteht im Bereich der von Ihnen genannten konven- 
tionellen Waffenkategorien folgendes Kräfteverhältnis zwischen War- 
schauer Pakt und NATO: 

WP NATO 


— gepanzerte Fahrzeuge 


— Kampfpanzer 

25 500 

7 600 

— Schützenpanzer und mit Bewaffnung 
versehene Führungs-, Funk-, Aufklä- 
rungsfahrzeuge und Mannschafts- 

transportwagen (MTW) 

43 600 

19 350 

— Panzerabwehrlenkraketensysteme 

15 700 

5 700 

— Artillerie (einschließlich Mörser und 

Mehrfachraketenwerfer) 

17 500 

4050 

— fliegende Waffensysteme 

— Kampfflugzeuge (ohne Bomber) 

3 990 

1 900 

— Kam pf-/Pz Ab w/Hub schraub er 

550 

400 

- Flugabwehrsysteme 

7 600 

4050 

— Flugabwehrkanonen 

4 100 

2 600 

- Boden/Luft-Flugkörper 

3 500 

1 450 


5 1 . Abgeordneter Wieviel Land- und Luftstreitkräfte unterhält zur 

Dr. Todenhöfer Zeit die NATO, und wieviel Land- und Luftstreit- 

(CDU/CSU) kräfte unterhält zur Zeit der Warschauer Pakt nach 

eigenen Angaben bzw. nach westlichen Erkennt- 
nissen in Mitteleuropa? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 22. August 

Die Nato unterhält zur Zeit etwa eine Million Land- und Luftstreit- 
kräfte in Mitteleuropa 1 ) (Landstreitkräfte: ca. 800 000; Luftstreit- 
kräfte: ca. 200 000). 

Nach westlichen Erkenntnissen verfügt der Warschauer Pakt über ca. 
1 ,2 Millionen Land- und Luftstreitkräfte (Landstreitkräfte: ca. 970 000; 
Luftstreitkräfte: ca. 230 000) in dieser Region. 

Nach sowjetischen Angaben unterhält der Warschauer Pakt in diesem 
Bereich etwa 980 000 Land- und Luftstreitkräfte (Landstreitkräfte: 
ca. 800 000; Luftstreitkräfte: ca. 180 000). 

Bei den von sowjetischer Seite gemachten Angaben sind die 1979/1980 
erfolgten Abzüge sowjetischer Kräfte aus der DDR in Stärke von ca. 
20 000 Soldaten eingerechnet. Nach westlichen Erkenntnissen ist diese 
Verminderung durch die noch laufende Umstrukturierung der sowje- 
tischen Landstreitkräfte im westlichen Vorfeld der Sowjetunion mehr 
als ausgeglichen worden. 

52. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Mili- 
Schwenninger tärstützpunkt in Inneringen, Landkreis Sigmaringen, 
(DIE GRÜNEN) weiterhin militärisch genutzt wird? 


1) Mitteleuropa = NGA (NATO Guideline Area; Gültigkeitsbereich MBFR) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. August 

Ein Teilbereich der Liegenschaft Inneringen wird seit Dezember 1981 
als Übungsgelände von der Bundeswehr genutzt. 

Über den militärischen Anschlußbedarf der restlichen Teilbereiche 
wird erst nach der noch ausstehenden offiziellen Freigabe durch die 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten von Amerika entschieden werden. 

53. Abgeordneter Aus welchen Ländern stammt militärisches Personal, 
Schwenninger das sich zur Ausbildung bei der Bundeswehr oder 
(DIE GRÜNEN) dem Bundesgrenzschutz befindet und nicht aus 
NATO-Ländern kommt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. August 


Zur Zeit befinden 

sich Angehörige von 

Streitkräften aus folgenden 

Ländern, die nicht der NATO angehören, 
Bundeswehr: 

in einer Ausbildung in der 

Ägypten, 

Jugoslawien, 

Schweiz, 

Algerien, 

Korea, 

Singapur, 

Bangladesh, 

Kuweit, 

Sierra Leone, 

Brasilien, 

Mali, 

Somalia, 

Burundi, 

Malawi, 

Sudan, 

Ecuador, 

Malaysia, 

Syrien, 

Ghana, 

Marokko, 

Thailand , 

Indien, 

Niger, 

Togo, 

Indonesien, 

Obervolta, 

Venezuela, 

Iran, 

Pakistan, 

Zaire. 

Japan, 

Philippinen, 



Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


54. 


Abgeordneter 

Eimer 


(Fürth) 

(FDP) 


Trifft es zu, daß zunehmend mehr Metallionen, vor 
allem Zink- und Kupferionen, im Trinkwasser fest- 
gestellt werden und dadurch die Qualität des Trink- 
wassers herabgesetzt wird, und was ist gegebenen- 
falls nach Meinung der Bundesregierung zu tun, um 
die Qualität des Trinkwassers sicherzustellen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Geißler 
vom 23. August 

Es trifft nicht zu, daß zunehmend mehr Metallionen im Trinkwasser 
festgestellt werden. In der geltenden Trinkwasser-Verordnung wird 
zwar keine Untersuchung des Kupfergehalts verlangt, für Zink gilt 
aber ein Grenzwert von 2000 pg; die noch umzusetzende EG-Trink- 
wasserrichtlinie von 1980 sieht einen Höchstwert von 5000 ßg je Liter 
bei Zink vor. Die Untersuchungsergebnisse nach der geltenden Trink- 
wasser-Verordnung haben ergeben, daß bei allen Metallwerten die 
Messungen konstant einen Gehalt von 10 v. H. bis 20 v. H. der in der 
Trinkwasser-Verordnung festgegeigten Grenzwerte ergaben. 

In der EG-Trinkwasserrichtlinie sind auch Richtwerte für Kupfer vor- 
gesehen, und zwar bei fließendem Wasser beträgt die Richtzahl lOOpg 
pro Liter, bei stehendem Wasser beträgt die Richtzahl 3 Milligramm 
pro Liter. 

Kupferrohre werden in der öffentlichen Trinkwasser-Verordnung nicht 
verwandt. Sie kommen allerdings in Hausinstallationen vor. Dort kann 
Kupfer freigesetzt werden, wenn der ph-Wert des Wassers unter 7 liegt, 
was jedoch nur selten vorkommt. 
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Zink tritt nach einer Neuinstallation von Wasserrohren in der ersten 
Zeit auf. Bei stagnierendem Wasser können zunächst bis 18 Milligramm 
pro Liter im Wasser enthalten sein; in zwei bis drei Jahren sinkt der 
Gehalt jedoch unter den Grenzwert, nach fünf bis zehn Jahren wird 
kein Zink im Wasser mehr nachgewiesen. Obwohl ein solcher Zinkgehalt 
als nicht gesundheitsschädlich gilt, kann empfohlen werden, bei der 
Wasserentnahme aus neu installierten Rohren das Wasser zunächst 
ablaufen zu lassen. 

Bei der geschilderten Sachlage sieht die Bundesregierung keine Not- 
wendigkeit für zusätzliche Maßnahmen, zumal keine spezifischen 
Gesundheitsgefährdungen zu befürchten sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

55. Abgeordneter Inwieweit kann die Bundesregierung bestätigen, 
Dr. Hauchler daß bei der Entscheidung des Vorstands der Deut- 
(SPD) sehen Bundesbahn, für das Ausbesserungswerk Har- 

burg das Verfahren zur Schließung einzuleiten, aus- 
schließlich betriebswirtschaftliche Gründe, nicht 
aber hinsichtlich des geplanten Personalabbaus von 
ca. 700 Mitarbeitern regional- und arbeitsmarkt- 
politische Gesichtspunkte berücksichtigt wurden, 
und wird der Bundesverkehrsminister bei seiner 
endgültigen Entscheidung diese Gesichtspunkte in 
Anbetracht der besonders hohen Arbeitslosigkeit in 
diesem Bereich berücksichtigen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 16. August 

Bei ihren Untersuchungen über den künftigen Bedarf der Deutschen 
Bundesbahn (DB) an Werkstättenkapazität für die Instandhaltung von 
Güterwagen, die von der Unternehmensberatungsfirma Kienbaum 
GmbH im Auftrag des Vorstands der DB durchgeführt wurden, haben 
die Gutachter neben betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten insbe- 
sondere auch strukturpolitische Aspekte sowie die Arbeitsmarktdaten 
der jeweiligen Regionen berücksichtigt und für die Gesamtaussage be- 
wertet. Vorstand und Verwaltungsrat der DB werden diese Ergebnisse 
in ihre abschließenden Entscheidungen einbeziehen, die nach Eingang 
der Länderstellungnahmen nach § 44 des Bundesbahngesetzes zu tref- 
fen sind. 


56. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, die Beteili- 

Daubertshäuser gung des Bundes am Grundkapital der Deutschen 
(SPD) Lufthansa zu reduzieren? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 16. August 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Beteiligung des Bundes am 
Grundkapital der Deutschen Lufthansa (DLH) herabzusetzen. 

57. Abgeordneter Welcher Bundesanteil (in Prozent) ist nach Auf- 

Daubertshäuser fassung der Bundesregierung die niedrigste vertret- 

(SPD) bare Marge am Grundkapital der Deutschen Luft- 

hansa? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 16. August 

Der Bund ist zusammen mit seinen Sondervermögen Deutsche Bundes- 
bahn (DB) und Deutsche Bundespost (DBP) und der mehrheitlich in 
seinem Besitz befindlichen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) am 
Grundkapital der Deutschen Lufthansa (DLH) mit 79,9 v. H. beteiligt. 
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Um den Einfluß des Bundes auf das Unternehmen, das mit dem Flug- 
linienverkehr Aufgaben staatlicher Daseinsvorsorge wahrnimmt, in an- 
gemessener Weise ausüben zu können, wird eine Beteiligung von min- 
destens 75 v. H. für geboten gehalten. Eine Mehrheit von drei Viertel 
des bei der Hauptversammlung vertretenen Kapitals ist beispielsweise 
erforderlich bei 

- Erhöhung des Grundkapitals bei Ausgabe von Vorzugsaktien 
(§§ 182, 207 AktG), 

- bedingter Erhöhung des Grundkapitals (§§ 192, 193 AktG), 

- genehmigtem Kapital (§ 202 AktG), 

- Herabsetzung des Grundkapitals (§ 222 AktG), 

- Auflösung der Gesellschaft (§ 262 AktG), 

- Abschluß von Unternehmensverträgen (Beherrschungs-, Gewinn- 
abführungsverträge) (§ 293 AktG). 

Um den weiteren Ausbau der DLH unabhängig von spekulativen Inter- 
essen sicherzustellen, hat auch der Deutsche Bundestag eine qualifi- 
zierte Mehrheit des Bundes für erforderlich gehalten und in seiner 
Sitzung am 3. März 1966 folgenden Beschluß auf Antrag des Aus- 
schusses für das Bundesvermögen (Drucksache V/323) gefaßt: 

,,Betr.: Zustimmung des Bundesrates und des Deutschen Bundes- 
tages zur Überlassung junger Aktien der Deutschen Luft- 
hansa AG an private Zeichner. 

. . . Die Zustimmung gilt mit der Einschränkung, daß min- 
destens 75 v. H. des Grundkapitals der Deutschen Lufthansa 
AG im Besitz des Bundes (einschließlich Bundesbahn und 
Bundespost) verbleiben.“ 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 28. Juni 1967 
(Drucksache V/ 1911) erneut einstimmig beschlossen, „daß der 
Bund durch ein Poolabkommen mit der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau sicherstellt, daß diese zur Erhaltung des Stimmrechts einer 
qualifizierten Mehrheit von 75 v. H. des Bundes ihr Stimmrecht 
im Einvernehmen mit dem Bund ausübt und daß sie über ihre Ak- 
tien nur im Einvernehmen mit dem Bund verfügt“. 


58. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
Dr. Holtz bis wann alle Bahnhöfe einschließlich der S-Bahn- 

(SPD) höfe im Kreis Mettmann behindertengerecht aus- 

gebaut sind? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. August 

Nach dem Bericht der Deutschen Bundesbahn (DB) handelt es sich im 
Kreis Mettmann um zwölf Bahnhöfe bzw. Haltepunkte, davon vier im 
S-Bahnbereich. Bisher sehen nur die Planungen für die S-Bahnhöfe in 
begrenztem Umfang konkrete behindertenfreundliche Maßnahmen vor. 
Die DB versichert, daß sich nach Möglichkeit bei künftigen Erneue- 
rungs- und größeren Erhaltungsmaßnahmen an den übrigen Bahnhofs- 
anlagen auch im Kreis Mettmann die Belange der Behinderten ange- 
messen berücksichtigen wird. Im Hinblick auf die noch anstehenden 
Verbesserungsmaßnahmen im gesamten Bundesgebiet und die finan- 
zielle Situation ist eine Terminaussage nicht möglich. 


59. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Ist die Antwort der Bundesregierung vom 28. Juni 
1983 auf meine Anfrage nach dem geplanten Aus- 
bau der B404 (Drucksache 10/237, Frage 87) so 
zu verstehen, daß die gesamte Trasse der B 404 zwi- 
schen der A24 und der A 1 vorläufig nicht vierspu- 
rig ausgebaut wird und daß deshalb auch im Strek- 
kenabschnitt A 24 — Grande (Ortsquerung Kudde- 
wörde) kein vierspuriger Ausbau vorgesehen ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 19. August 

Im Streckabschnitt A 24 -Grande der B 404 soll ein vierstreifiger 
Querschnitt erst dann gebaut werden, wenn die Verkehrsmengen die 
Leistungsfähigkeit eines zunächst zu bauenden zweistreifigen Quer- 
schnitts überschreiten. Dies gilt sinngemäß auch für den Bereich nörd- 
lich Grande- A 1, das heißt, der jetzt dort vorhandene zweistreifige 
Querschnitt soll erst dann auf einen vierstreifigen Querschnitt erweitert 
werden, wenn die Verkehrsbelastung dies erfordert. 

60. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Gegen die Veräußerung der dauernd entbehrlichen DB-eigenen Woh- 
nungen im Eisenbahnerviertel „Am Eisbuckel“ bestehen seitens der 
Bundesregierung vom Grundsatz her keine Einwendungen. Nach § 28 
des Bundesbahngesetzes hat der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
(DB) das Unternehmen DB nach kaufmännischen Grundsätzen zu füh- 
ren, insbesondere bei der heutigen angespannten Finanz- und Liquidi- 
tätslage der DB, die mittelbar auch auf den Bundeshaushalt einwirkt. 
In Verbindung mit § 63 Abs. 3 Satz 1 Bundeshaushaltsordnung dür- 
fen Gegenstände des Anlagevermögens nur zum vollen Wert, das heißt, 
zu dem sich am Immobilienmarkt aus Angebot und Nachfrage bilden- 
den Verkehrswert, veräußert werden. 

Im Bereich der Bundesbahndirektion (BD) Nürnberg ist der Wohnungs- 
bestand, der für Zwecke der Wohnungsfürsorge vorgehalten wird, insbe- 
sondere in der Region Regensburg, größer als der Wohnungsbedarf. 

Im Stadtgebiet Regensburg stehen der DB insgesamt 2117 Wohnungs- 
einheiten zur Verfügung. Die zum Verkauf vorgesehenen 128 bahn- 
eigenen Wohnungen in Regensburg, „Am Eisbuckel“, werden für 
Zwecke der Wohnungsfürsorge der DB auf Dauer nicht mehr benötigt. 
Derzeit sind bereits 46 v. H. dieser Wohnungen mit Betriebsfremden 
belegt. Von Wohnungssuchenden Mitarbeitern (unter anderem auch 
Trennungsgeldempfänger) werden diese größtenteils bereits im Jahr 
1909 gebauten Wohnungen wegen ihres sehr ungünstigen Grundrisses 
und der nicht zeitgemäßen Ausstattung (ohne Bad und Heizung) nicht 
angenommen. Auf Grund der Entbehrlichkeit dieser Wohnungen hat 
die DB von an sich notwendigen umfangreichen Modernisierungsmaß- 
nahmen aus Kostengründen abgesehen. 

Soweit Mieter der zum Verkauf vorgesehenen Objekte umzugswillig 
sind, wird die BD Nürnberg sie im Laufe der Zeit nach und nach in 
andere Wohnungen im Stadtgebiet Regensburg umsetzen. 

61. Abgeordneter Wird die Bundesregierung wenigstens dafür eintre- 
Stiegler ten, daß städtische Gesellschaften des sozialen Woh- 

(SPD) nungsbaus in Regensburg ein Vorkaufsrecht erhalten 

und auch bei der Finanzierung der eventuell not- 
wendigen Übernahme der Wohnungen im Rahmen 
der Wohnungsbauförderung in Zusammenarbeit mit 
dem Freistaat Bayern bestmöglichst unterstützt wer- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Die Deutsche Bundesbahn hat Verkaufsverhandlungen für 50 Woh- 
nungseinheiten bereits eingeleitet; und zwar durch Bekanntgabe ihrer 
Verkaufsabsicht in der örtlichen Tagespresse und in der „Süddeutschen 
Zeitung“. 


Billigt die Bundesregierung den vom Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn geplanten Verkauf der bun- 
desbahneigenen Wohnungen im Regensburger Eisen- 
bahnerviertel „Am Eisbuckel“, beziehungsweise was 
wird sie unternehmen, um diesen Ausverkauf im 
Interesse der Eisenbahnermieter zu unterbinden? 
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Bisher sind 28 Bewerbungen eingegangen, darunter auch die einer Eisen- 
bahner-Baugenossenschaft, die „Baugenossenschaft des Verkehrsperso- 
nals Regensburg, Gemeinnützige e. G.“. Die Bundesbahndirektion 
Nürnberg hat jedoch zugesagt, diesen Gesellschaften/Genossenschaften 
den Vorzug vor anderen Bewerbern zu gewähren, sofern sie bereit sind, 
in das Höchstangebot einzutreten. Eine Unterstützung der Wohnungs- 
unternehmen bei der Finanzierung im Rahmen der Wohnungsbauförde- 
rung durch den Freistaat Bayern wäre wünschenswert. 

62. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
Stiegler Finanzierung eines Ankaufs zu unterstützen, wenn 

(SPD) sich die bisherigen Mieter zu einer Baugenossen- 

schaft zusammenschließen und die Übernahme der 
Wohnungen durch eine zu gründende Genossen- 
schaft anstreben würden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Gegen den Zusammenschluß der bisherigen Mieter zu einer Baugenos- 
senschaft bestehen keine Bedenken. Auch in diesem Fall wäre die Bun- 
desbahndirektion Nürnberg bereit, der neu gegründeten Genossenschaft 
den Vorzug vor anderen Bewerbern zu gewähren, sofern es diesen Woh- 
nungsunternehmen möglich wäre, in das Höchstangebot einzutreten. 


63. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, aus welchen tat- 

Dr. Friedmann sächlichen Gründen der Wiederaufbau des Fähr- 
(CDU/CSU) Übergangs Rastatt-Plittersdorf- Seltz, der durch 

eine Schiffshavarie beschädigt worden war, so lange 
dauert, und bis wann kann mit der vollen Wiederin- 
betriebnahme dieser einzigen Zufahrt zu dem dorti- 
gen Grenzübergang nach Frankreich gerechnet wer- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Nach dem Abkommen über die festen Brücken und Fähren über den 
Rhein an der deutsch-französischen Grenze vom 30. Januar 1953 (nicht 
veröffentlicht, abgedruckt in der Bundestagsdrucksache 8/2437) obliegt 
die Verpflichtung zum Betrieb der Fähre Plittersdorf — Seltz der franzö- 
sischen Seite. 

Die Pontons der linksrheinischen Fährrampe wurden durch Anfahren 
eines Motorgüterschiffs im April 1983 stark beschädigt und waren zum 
Teil gesunken. Die Reparaturarbeiten werden zur Zeit im Hafen Seltz 
vom Service de la Navigation in Straßburg durchgeführt. Gleichzeitig 
wird dabei die ohnehin fällige Grundinstandsetzung dieser Pontons er- 
ledigt. 

Auf Drängen linksrheinischer Gemeinden bemüht sich der Service de 
la Navigation, die Arbeiten beschleunigt durchzuführen. Wie von fran- 
zösischer Seite zu erfahren war, sollen die Arbeiten voraussichtlich im 
Oktober 1983 beendet sein. 

64. Abgeordneter Welche Anforderungen wird die Bundesregierung an 

Ibrügger die Katalysatoren stellen, die benötigt werden, um 

(SPD) ab 1986 nur noch Neuwagen zuzulassen, die blei- 

freies Benzin verkraften? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Katalysatoren sind normalerweise nicht erforderlich, um Kraftfahr- 
zeugmotore mit bleifreiem Benzin betreiben zu können. Neben anderen 
motortechnischen Maßnahmen werden Katalysatoren, die nur mit blei- 
freiem Benzin funktionsfähig sind, verwendet, um restliche Schadstoffe 
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im Abgas wirksam zu mindern. Technische Anforderungen an Kataly- 
satoren ergeben sich somit nur mittelbar aus den zulässigen Schadstoff- 
grenzwerten. 

Über die Festlegung verschärfter Schadstoffgrenzwerte, die nach Ein- 
führung unverbleiten Benzins für Neufahrzeuge gelten sollen, wird die 
Bundesregierung nach Vorlage noch ausstehender Informationen ent- 
scheiden. Dabei wird ein gemeinsames Vorgehen mit den anderen EG- 
Staaten angestrebt. 


65. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind nach dem neuesten Stand die voraus- 
sichtlichen Kosten für die Neubaustrecke der Deut- 
schen Bundesbahn von Hannover nach Würzburg, 
und zwar aufgeteilt nach den Abschnitten Hanno- 
ver-Kassel, Kassel — Fulda bzw. Fulda — Würzburg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Nach dem aktuellen Preisstand 1983 betragen die voraussichtlichen 
Kosten für die Neubaustrecke der Deutschen Bundesbahn von Hanno- 
ver nach Würzburg 11,79 Milliarden DM. Hiervon entfallen auf die 
Abschnitte 

Hannover — Kassel 4,24 Milliarden DM, 

Kassel — Fulda 4,68 Milliarden DM, 

Fulda — Würzburg 2,87 Milliarden DM. 


Wie hoch ist die Summe der bisher aufgewendeten 
Mittel für Planung und Investitionen für die Neubau- 
strecke der Deutschen Bundesbahn von Hannover 
nach Würzburg, und zwar aufgeteilt nach den Ab- 
schnitten Hannover — Kassel, Kassel — Fulda bzw. 
Fulda — Würzburg? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Die Summe der bisher aufgewendeten Mittel beträgt für die Neubau- 
strecke der Deutschen Bundesbahn von Hannover nach Würzburg 
1,118 Milliarden DM. Der Vergabestand beträgt 2,545 Milliarden DM, 
bis zum Jahresende 1983 werden 3,72 Milliarden DM vergeben sein. 

Die bisher aufgewendeten Mittel verteilen sich auf die Abschnitte 
Hannover — Kassel 480 Millionen DM, 

Kassel — Fulda 160 Millionen DM, 

Fulda — Würzburg 540 Millionen DM. 


66. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die dringend er- 
forderliche automatische Nebelwarnanlage für die 
sogenannte Ostheimer Senke (Schwalm-Eder-Kreis) 
an der Autobahn Kassel — Frankfurt am Main wegen 
nicht vorhandener Mittel in diesem Jahr nicht mehr 
angebracht werden kann, obwohl bei einer Massen- 
karambolage in diesem Jahr neun Verletzte und 
650 000 DM Sachschaden an 88 Autos zu beklagen 
waren und diesem schweren Unfall in den vergange- 
nen Jahren drei Massenzusammenstöße vorausge- 
gangen waren? 


68. Abgeordneter Wann ist mit der Einrichtung der erforderlichen au- 
Böhm tomatischen Nebelwarnanlage zu rechnen? 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Ich darf zunächst auf die Ihnen mit Schreiben vom 14. April 1983 über- 
mittelte Antwort zu den in gleicher Sache gestellten Fragen 61 und 62 
(Drucksache 10/28) Bezug nehmen. Darin hatte ich ausgeführt, daß 
der Baubeginn für 1984 vorgesehen sei und Haushaltsmittel in Höhe 
von 1,87 Millionen DM für 1984 eingeplant "sind. 

Im übrigen verweise ich auf den Sachstandsbericht, den ich Ihnen am 
26. April 1983 übermittelt habe. Danach sollte das Land Hessen dem 
Bundesverkehrsminister unverzüglich mitteilen, ob es eine Realisierung 
der Maßnahme bereits im Jahr 1983 für dringlich hält. Der Bundes- 
verkehrsminister würde sich zu einem solchen Antrag dem Bundes- 
finanzminister gegenüber positiv äußern. Allerdings müßte das Land 
in diesem Fall die Anlage im Wege des Mittelausgleichs finanzieren, da 
besondere Mittel in diesem Jahr nicht zur Verfügung stehen. 

Eine schriftliche Antwort hierzu lag bisher nicht vor. Nach der deshalb 
zwischenzeitlich fernmündlich eingeholten Auskunft des Hessischen 
Landesamts für Straßenbau ist nun geplant, die Anlage zeitlich so zu 
installieren, daß sie noch rechtzeitig vor den Osterferien 1984 in Betrieb 
genommen werden kann. 


69. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung der A542 bis zum 
Dr. Holtz Anschluß an die A 3 zu rechnen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Mit der Fertigstellung des Anschlusses der A 542 an die A 3 ist in der 
zweiten Jahreshälfte 1985 zu rechnen. 


70. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung der Böschungsbe- 

Dr. Holtz Pflanzung am westlichen Teil der A542 zwischen 

(SPD) der A 59 und der L 403 zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Die Böschungsbepflanzung im westlichen Teil der A 542 ist nach An- 
bindung der Autobahn an die A 3 in der Pflanzperiode 1985/1986 
vorgesehen. 

7 1 . Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtig 

Buckpesch geltenden Vorschriften für den Feuerschutz von 

(SPD) Flugzeuginsassen, und ist sie insbesondere der Auf- 

fassung, daß die verfügbare Technologie bereits in 
den geltenden Sicherheitsvorschriften umgesetzt 
ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Bauvorschriften für Verkehrsflugzeuge, die Vorschriften für den Feuer- 
schutz einschließen, können nur in internationaler Abstimmung wei- 
terentwickelt werden. Dies gilt sowohl für Gemeinschaftsprojekte (Air- 
bus) wie auch für aus den USA importierte Flugzeuge (Boeing, Mc 
Donnell Douglas). Da dieser Abstimmungsprozeß einige Zeit benötigt, 
werden neue Technologien immer erst mit einer gewissen Verzögerungs- 
zeit in den Bauvorschriften ihren Niederschlag finden. Insoweit hält 
auch die Bundesregierung die gegenwärtig geltenden nationalen und 
internationalen Bauvorschriften für verbesserungsbedürftig. 
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Die Bundesregierung hat ständig Kontakt mit ihren europäischen Part- 
nern und der US-Luftfahrtbehörde FAA, um die mit technischen Neue- 
rungen verbundenen Probleme (wie z. B. Einführung neuer Kunststoffe) 
zu lösen und die Bauvorschriften möglichst umgehend anzupassen. 

72. Abgeordneter Welche Verbesserungsmöglichkeiten sieht die Bun- 
Buckpesch desregierung für den Feuerschutz von Flugzeugin- 

(SPD) sassen und mit welcher Priorität? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. August 

Die Bundesregierung verfolgt mit Aufmerksamkeit insbesondere die in 
den USA vorgeschlagenen Verbesserungsmöglichkeiten für den Feuer- 
schutz von Flugzeuginsassen und hat darüber hinaus bereits 1982 einen 
diesbezüglichen Forschungsauftrag erteilt. 

Wenn die entsprechenden Erkenntnisse vorliegen, werden die daraus 
resultierenden Maßnahmen nach internationaler Abstimmung mit hoher 
Priorität eingeführt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


73. Abgeordneter Sieht die Deutsche Bundespost vor, die Anschlüsse 
Hedrich für das Kabelfernsehen bis in die einzelnen Privat- 

(CDU/CSU) Wohnungen zu verlegen, oder soll dies, wie bisher, 

den privaten Elektroinstallationsunternehmen über- 
lassen werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. August 

Mit der Neuregelung der Bedingungen und Gebühren für Breitbandan- 
schlüsse im Rahmen der Dreiundzwanzigsten Verordnung zur Änderung 
der Fernmeldeordnung wird auch einzelnen Wohnungsinhabern die 
Überlassung von Breitbandanschlüssen für Rundfunksignale ermöglicht. 
Auch dabei wird die Deutsche Bundespost die Anschlußstelle — die so- 
genannten Übergangspunkte für Hauseigentümer oder Betreiber von 
Hausverteilanlagen - z. B. im Keller der zu versorgenden Gebäude 
montieren. Die zwischen den Breitbandanschlüssen und den Anschluß- 
dosen in Wohnungen erforderlichen Hausinstallationen werden in eige- 
ner Verantwortung vom örtlichen Handwerk oder anderen geeigneten 
Betrieben erstellt. Diese Vorgehensweise wurde auch in einer gemein- 
samen Erklärung des Ministers für das Post- und Fernmeldewesen und 
der Vertreter des Handwerks am 3. Juni 1983 betont. 


74. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Warum mißachtet die Deutsche Bundespost beim 
Bau des Rechenzentrums des Postscheckamts Nürn- 
berg die einstimmig vom Stad trat erlassene Auflage 
zum Schutz der Bäume im Bereich der Baustelle und 
gibt damit ein schlechtes Beispiel als Bauherr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 24. August 

Die Deutsche Bundespost mißachtet selbstverständlich auch im Rahmen 
des Neubaus für das Rechenzentrum des Postscheckamts in Nürnberg 
keine erlassenen Auflagen. Bezüglich der schutzwürdigen Bäume im Bau- 
stellenbereich haben sich ihre in Nürnberg zuständigen Dienststellen 
vielmehr bemüht, im Benehmen mit der Regierung von Unterfranken 
und der Stadt Nürnberg sogar über die Auflagen hinaus Maßnahmen 
zur Vermeidung von Schäden zu treffen. So wurde z. B. ein Baumpfle- 
ger beauftragt, alle erforderlichen Baumpflegemaßnahmen durchzu- 
führen und speziell für die notwendige Düngung und Bewässerung zu 
sorgen. 
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75. Abgeordnete Warum wurden unter Berufung auf Artikel 86 der 

Frau Bayerischen Bauordnung die Schutzzäune um einen 

Reetz Teil der Bäume entfernt und dort Bauhütten errich- 

(DIE GRÜNEN) tet, Baumaterialien abgelagert und Erdaushub aufge- 
schüttet und auch nach der vom Umweltschutzamt 
der Stadt auf Grund einer Ortsbesichtigung erteilten 
Rüge die vom Stadtrat geforderte Auflage nicht er- 
füllt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 24. August 

Artikel 86 der Bayerischen Bauordnung bestimmt, daß Bauvorhaben 
des Bundes, der Länder und der kommunalen Gebietskörperschaften 
unter bestimmten Voraussetzungen keiner Genehmigung im Sinne der 
Bauordnung, sondern der Zustimmung der Regierung bedürfen und 
regelt formal das Verfahren. Schon deshalb erscheint eine Berufung 
auf diesen Artikel zur Begründung von Tätigkeiten an der Baustelle 
ausgeschlossen. Es ist jedoch bekannt, daß bauausführende Firmen 
entgegen vertraglicher Vereinbarungen kurzfristig Material und Erde 
im Bereich zu schützender Bäume gelagert und trotz Anweisung der 
Dienststellen der Deutschen Bundespost (DBP) nicht sofort entfernt 
hatten. Die DBP wird verstärkt darauf achten, daß sich Derartiges nicht 
wiederholt . 

Die Baubaracken werden, wie mit der Regierung von Mittelfranken am 
7. Juni 1983 vereinbart, nach Abschluß der Rohbauarbeiten — spä- 
testens bis Mitte November 1983 — aus dem Baumkronenbereich her- 
ausverlegt. 

76. Abgeordneter In welchen Fernmeldeämtern der Bundesrepublik 

Hiller Deutschland sind - nach Kenntnis der Bundesregie- 

(Lübeck) rung - durch die Größe der Fernmeldebereiche 

(SPD) (mehr als 500 Punkte) Probleme bei der Leitung 

der Ämter erwachsen, und durch welche Maßnah- 
men sollen diese behoben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. August 

Die Fernmeldeämter der Deutschen Bundespost werden nach einem 
seit langem praktizierten Verfahren, welches die Art, die Vielfalt und 
den Umfang der jeweils im Amtsbezirk zu bewältigenden Fernmelde- 
aufgaben berücksichtigt, nach Punkten bewertet und eingereiht. Die 
Wertspanne umfaßt derzeit Fernmeldeämter von ca. 2000 bis 6000 
Punkten, bei denen zwischen 800 und 3400 Kräfte beschäftigt sind. 
Naturgemäß wird mit der entsprechenden Größe eines Fernmelde- 
amts auch die Leitung immer schwieriger und ist in Größenordnun- 
gen wie beim Fernmeldeamt Kiel (mit fast 5600 Punkten) nicht ohne 
Probleme: 

Zur Erhaltung der Führbarkeit solch großer Einheiten wurde für die 
Ämter des Fernmeldewesens vor einigen Jahren eine neue Leitungs- 
organisation bereitgestellt. Damit wird die Amtsleitung vor allem durch 
konsequente Trennung der Ausführungsaufgaben von den eigentlichen 
Leitungsaufgaben und Delegation aller Ausführungsaufgaben in die 
Stellenebene (das heißt, Übertragung der verantwortlichen Aufgaben- 
erledigung auf die Stellenvorsteher mit der Befugnis zur abschließenden 
Entscheidung im Rahmen entsprechender Vorgaben) entlastet. Diese 
Maßnahme hat dazu geführt, daß bis auf Kiel von den großen Ämtern 
bzw. den jeweiligen Oberpostdirektionen keine Amtsverkleinerung 
mehr gefordert werden. 

ln einer Verkleinerung der Ämter wurde bis dahin die einzige Möglich- 
keit zur Verminderung der Leitungsschwierigkeiten und -probleme 
gesehen. Eine Verkleinerung durch Teilung des Amtsbezirks kommt 
jedoch aus wirtschaftlichen Gründen kaum in Betracht. Wie sich in den 
letzten Jahren eindeutig erwiesen hat, verursacht nämlich jedes so zu- 
sätzlich entstehende Fernmeldeamt Mehrkosten von jährlich minde- 
stens 3 Millionen DM. 
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77. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Anregung, 
bei der Suche nach geeigneten Maßnahmen zur 
Lösung der Leitungsprobleme des Fernmeldeamts 
Kiel die Möglichkeit zu prüfen, innerhalb des Ober- 
postdirektionsbezirks Kiel unter Einbeziehung der 
Fernmeldeämter Heide und Flensburg einen bezirks- 
internen Ausgleich zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. August 

In einem so ungünstigen Fall, wie er für die Struktur des Fernmelde- 
amtsbezirks Kiel auf Grund Ihrer diesbezüglichen letzten Anfrage in 
der Fragestunde geschildert worden ist, verbleibt also nur der Ausgleich 
mit den Nachbaramtsbezirken. Dies wird zur Zeit unter Beteiligung der 
betreffenden Fernmeldeämter bzw. Oberpostdirektionen geprüft. 

Bei der Suche nach einer geeigneten Möglichkeit wird auch ein eventu- 
eller bezirksinterner Ausgleich mit den Nachbarämtern Heide und 
Flensburg nicht außer Betracht gelassen. Da jedoch derartige Maßnah- 
men den netztechnischen Zusammenhängen, wie sie in der oben ange- 
führten Fragestunde dargestellt wurden, absolut entgegenlaufen würden, 
ist die Chance für ihre Realisierung schon jetzt nicht hoch einzuschät- 
zen. Eine endgültige Aussage hierzu kann allerdings erst nach Abschluß 
der laufenden Untersuchungen gemacht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


78. Abgeordneter Wieviel Forschungsschiffe, die mittelbar oder un- 
Dr.-Ing. Laermann mittelbar mit Bundesmitteln gebaut oder ausge- 
(FDP) rüstet wurden, sind derzeit im Bereich der Meeres- 

forschung eingesetzt, und ist ihre Auslastung im 
Rahmen der mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Forschungsprojekte oder auch im Hinblick auf die 
vorhandene Kapazität an wissenschaftlich-techni- 
schem Personal gewährleistet? 


Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 19. August 

In der deutschen Meeresforschung werden für nichtmilitärische Auf- 
gaben gegenwärtig acht Forschungsschiffe eingesetzt, die für längere 
Missionen auf Hoher See geeignet sind, und zwar die FS „ANTON 
DOHRN“, „WALTHER HERWIG“, „GAUSS“ und „POSEIDON“ 
mit je zehn bis zwölf wissenschaftlichen Arbeitsplätzen, „METEOR“, 
„VALDIVIA“ und „SONNE“ mit je 20 bis 24 Arbeitsplätzen und 
das Polarforschungs- und -versorgungsschiff „POLARSTERN“ mit 
nochmals doppelter Kapazität. Insgesamt stehen auf diesen Schiffen 
also rund 160 Arbeitsplätze für Wissenschaftler zur Verfügung. 

Die Ausnutzung dieser Kapazität ist - von gelegentlichen finanziellen 
Engpässen abgesehen — gewährleistet und kann auch für die absehbare 
Zukunft als gesichert gelten. Für die wünschenswerte Verstärkung der 
traditionellen internationalen Zusammenarbeit und ihrer Ausdehnung 
auf geeignete Entwicklungsländer, die im Zusammenhang mit der Neu- 
ordnung des Seerechts besonders wichtig ist, dürften die vorhandenen 
Kapazitäten mittelfristig allerdings nicht ausreichen. 

Neben den genannten Forschungsschiffen stehen noch zehn For- 
schungskutter im wesentlichen für Tageseinsätze in der Nord- und 
Ostsee sowie für die Ästuar- und Wattenmeerforschung zur Verfügung. 
Sie sind gut ausgelastet. 
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79. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendig- 

Dr.-Ing. Laermann keit, den Bau eines weiteren Forschungsschiffs mit 
(FDP) staatlichen Mitteln zu bezuschussen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 19. August 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine Möglichkeit, die Meeresfor- 
schungskapazität um ein weiteres Schiff zu vermehren. Sie prüft jedoch, 
ob für die „METEOR“ der Ersatz durch einen Neubau statt der sonst 
aus Sicherheitsgründen spätestens 1985 erforderüchen Grund Überho- 
lung des 20 Jahre alten Schiffs zweckmäßiger und wirtschaftlicher ist. 

80. Abgeordneter Welche weiteren Einsätze sind für das Forschungs- 

Dr.-Ing. Laermann schiff „SONNE“ vorgesehen, und welche Schlüsse 
(FDP) zieht die Bundesregierung aus den bisherigen Ein- 

sätzen dieses Schiffs hinsichtlich Effizienz und 
wissenschaftlicher Ausbeute? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 19. August 

Die bisherigen Einsätze des FS „SONNE“ galten hauptsächlich den 
Forschungsgebieten 

— Manganknollen und -krusten, 

— geothermale Erzbildungen, 

— Phosphorite und 

— Geophysik mariner Sedimentbecken 
(Kohlenwasserstoff-Höffigkeit). 

Sie waren sowohl in wissenschaftlicher als auch in technischer Hinsicht 
sehr erfolgreich, auch wenn die unmittelbare wirtschaftliche Verwer- 
tung der Ergebnisse wegen der Entwicklung des Rohstoffmarkts und 
der Konsequenzen der Seerechtsentwicklung hinter den Erwartungen 
zurückgeblieben ist. 

Als Folge der bisherigen Einsätze, die überwiegend im Zusammenwirken 
mit anderen Ländern (1983 z. B. bisher mit Frankreich, Ecuador, Chile 
und den Philippinen) durchgeführt wurden, ist unter anderem eine indu- 
strielle Zusammenarbeit mit Neuseeland zustande gekommen. Die Ver- 
einbarung einer wissenschaftlichen Kooperation mit dem Geologischen 
Dienst der Vereinigten Staaten von Amerika steht vor dem Abschluß. 
Gemeinsame Vorhaben mit südostasiatischen Ländern und mit Saudi- 
Arabien sind vorgesehen oder zeichnen sich ab. In mehreren Fällen ist 
ihre Finanzierung jedoch bisher noch nicht gesichert. 

Für den Herbst dieses Jahrs soll die „SONNE“ zur Untersuchung hydro- 
thermaler Mineralisationen im Indischen Ozean eingesetzt werden, 
nachdem aufgetretene Finanzierungsschwierigkeiten überwunden sind. 
Die Einsatzplanung für die Folgejahre wird vorbereitet und soll in Kürze 
mit allen Beteiligten erörtert werden. 

81. Abgeordneter Welche Vorstellung hat die Bundesregierung im Be- 

Dr. Warrikoff reich der Weltraumpolitik, und welche Schwer- 
(CDU/CSU) punkte setzt sie in ihr Weltraumprogramm? 

Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 23. August 

Die Weltraumpolitik der Bundesregierung soll 

— die Grundlagenforschung fördern, 

— zur Entwicklung der Weltraumtechnik beitragen, deren Ergebnisse 
für Innovationen in Wirtschaft und Verwaltung nutzen, 

— die Wettbewerbsfähigkeit der Raumfahrtindustrie stärken, 

— die internationale Zusammenarbeit fördern, 

— die Länder der Dritten Welt unterstützen. 
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Schwerpunkte des Weltraumprogramms im einzelnen sind: 

O Fortführung der extraterrestrischen Forschung, vor allem in der 
Erforschung unseres Sonnensystems und der Astronomie/Astro- 
physik sowie der Biologie und Medizin unter Weltraumbedingungen; 

O Ergänzung durch erdorientierte Forschungen über den Zustand der 
Landgebiete, der Atmosphäre, des Ozeans und der eisbedeckten Ge- 
biete der Erde. Anwendungsgebiete sind z. B. Kartierung unerschlos- 
sener Gebiete, Lagerstättenprospektion, Umweltüberwachung, Kli- 
maforschung und Erdbebenvorhersage; 

O Übergang vom experimentellen europäischen Wettersatellitenpro- 
gramm METEOSAT zum operationeilen Satellitensystem europäi- 
scher Wetterdienste (EUMETSAT); 

O Entwicklung von Rund funk-(TV -SAT) und Fernmeldesatelliten bis 
zur Demonstration der Anwendungsreife. Einführung von Betriebs- 
systemen durch die Nutzer: Europäisches Fernmeldesatellitensy- 
stem ECS der Postverwaltungen, Planung eines nationalen Fernmel- 
desatelliten der Deutschen Bundespost; 

O Durchführung einer explorativen Nutzungsphase des Weltraums als 
Labor für materialwissenschaftliche, verfahrenstechnische und bio- 
logisch-medizinische Untersuchungen mit Hilfe des bemannten 
Weltraumlabors sowie rückführbarer Raumplattformen; 

O Prüfung der Möglichkeit einer europäischen Mitwirkung am Aufbau 
einer künftigen amerikanischen Raumstation. Europäische Beiträge 
zur Integration in dieses Orbitalsystem können Raumplattformen 
und Raumlabors sein, die Europa auch zur Deckung des künftigen 
Eigenbedarfs entwickelt; 

O Verbesserung der europäischen Trägerraketentechnologie im Hin- 
blick auf Zuverlässigkeit, Leistung und Kosten. 


82. Abgeordneter 
Dr. Warrikoff 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die 
europäische Zusammenarbeit bei Trägerraketen und 
Satelliten, und welche konkreten Vorstellungen hat 
die Bundesregierung in diesem Bereich für die näch- 
sten Jahre? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 23. August 

Das deutsche Weltraumprogramm schließt die Beteiligung an den Pro- 
grammen der europäischen Weltraumorganisation ESA ein. Rund die 
Hälfte der Fördermittel für Weltraumforschung und -technik des Bun- 
desministeriums für Forschung und Technologie entfallen auf den Bei- 
trag zur ESA; darüber hinaus werden wissenschaftliche Experimente 
zu Raumflugmissionen der ESA bereitgestellt. Sichtbares Zeichen für 
unsere starke Beteiligung an der ESA ist der Sitz des Europäischen 
Weltraum-Operationszentrums ESOC in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Gemessen am Haushaltsvolumen von über 1 ,6 Milliarden DM ist die 
ESA die größte europäische Einrichtung auf dem Gebiet von Forschung 
und Technologie. Mit ihren erfolgreichen Satelliten- und Trägerraketen- 
Programmen sowie mit dem Weltraumlabor-Programm hat die ESA 
hinter den Weltraum-Großmächten USA und Sowjetunion inzwischen 
einen beachtlichen Platz errungen. 

Die ESA ist in erster Linie eine Forschungs- und Entwicklungs-Organi- 
sation. 

Ihr wichtigstes Einzelprogramm ist das Wissenschaftsprogramm. Es 
sollte nach deutscher Auffassung längerfristig allerdings noch ver- 
stärkt werden. 

Im Aufbau befindet sich ein Programm zur Erdbeobachtung. Hier wird 
zur Zeit ein Satellit zur Beobachtung der Meeresoberflächen der Erde 
vorbereitet, für dessen Entwicklung eine deutsche Firma als Konsortial- 


32 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/320 


führer vorgesehen ist. Weitere Satelliten zur Beobachtung der festen 
Erde sollen folgen. Eine Nutzung der sich damit eröffnenden Möglich- 
keiten für die Klimaforschung wird von deutscher Seite angestrebt. 

Die ESA fördert auch die Entwicklung der Weltraumtechnik. Im Unter- 
schied zu den beiden genannten Programmen sollen experimentelle An- 
wendungsprojekte jedoch grundsätzlich nur auf Wunsch und gemäß 
dem Bedarf der künftigen Nutzer in Angriff genommen und mit dem 
Übergang in die operationeile Phase zunehmend in deren Hände über- 
führt werden. Die Durchführung rein kommerzieller Projekte ist grund- 
sätzlich Angelegenheit der Industrie. 

Zusätzlich kann die ESA jedoch auf Grund von Anforderungen Dritter 
auch Dienstleistungen gegen Kostenerstattung übernehmen. Beispiele 
sind die Beschaffungen eines weiteren SPACELAB für die NASA und 
von drei Satelliten einer verbesserten Version des METEOSAT ein- 
schließlich der Starts mit ARIANE-Trägerraketen für die künftige Be- 
triebsorganisation der europäischen Wetterdienste EUMETSAT. In 
diesen Zusammenhang gehört in gewissem Sinn auch die Rolle der 
ESA -beim Aufbau des ersten europäischen Operationellen Fernmelde- 
systems ECS, das von europäischen Post Verwaltungen durch ihre Be- 
triebsorganisation EUTELSAT betrieben wird und noch eng mit dem 
vorangegangenen ESA-Entwicklungsprogramm verknüpft ist. 

Eine Zwitterstellung nimmt der experimentelle Rundfunksatellit 
L-Sat ein. Während einige Mitgliedstaaten darin noch ein reines Ent- 
wicklungsprojekt sehen, vertreten die Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich die Meinung, daß hier bereits ein ausreichender tech- 
nischer Stand erreicht ist, der eine baldige betriebliche Nutzung solcher 
Systeme durch die zuständigen Verwaltungen ermöglicht. 

Einen wesentlichen Beitrag hat die ESA zur Entwicklung eines eigenen 
europäischen Trägersystems geleistet. Inzwischen wurde die ARIANE- 
Trägerrakete für den Einsatz qualifiziert. Für ihre Produktion und Ver- 
marktung wurde das europäische Industriekonsortium ARIANESPACE 
gegründet. Notwendige Weiterentwicklungen zur Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit der ARIANE werden jedoch noch weiterhin im ESA- 
Rahmen durchgeführt. Die Verfügbarkeit einer europäischen Träger- 
rakete sichert für die nunmehr einsetzende praktische und kommer- 
zielle Anwendung vor allem eine europäische Eigenständigkeit, gege- 
benenfalls auch in Konkurrenz zu den USA. 

Schließlich wurde von der ESA mit wesentlicher Unterstützung durch 
die Bundesregierung und unter Führung der deutschen Industrie das 
europäische Weltraumlabor SPACELAB entwickelt und als integraler 
Bestandteil des neuen Weltraumtransportsystems der NASA bereitge- 
stellt. Der Erstflug ist für Ende Oktober vorgesehen. In konsequenter 
Fortführung dieser SPACE SHUTTLE/SP ACELAB-Entwicklungslinie 
setzt die deutsche Seite sich jetzt besonders für die europäische Ent- 
wicklung rückführbarer Raumplattformen und eine angemessene Wei- 
terentwicklung des SPACELAB ein. Hier wird der Fortsetzung der 
europäischen Kooperation mit den USA in der Grundlagenforschung 
und bei den technologieorientierten Weltraumaktivitäten - vor allem 
im Hinblick auf eine transatlantische Kooperation auch bei einer be- 
mannten Raumstation — ganz besondere Bedeutung zukommen. 

83. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, eine Ethik-Kom- 
Würtz mission des Bundes zur Bewertung der Probleme bei 

(SPD) Experimenten mit menschlichem Fortpflanzungs- 

material zu berufen? 

Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 26. August 

Die im Zusammenhang von Experimenten mit menschlichem Fort- 
pflanzungsmaterial auftretenden ethischen Probleme werden zur Zeit 
von der Bundesregierung intensiv und umfassend geprüft. In diesem Zu- 
sammenhang findet Mitte September eine interdisziplinär konzipierte 
Anhörung von Sachverständigen statt, bei der auch die Frage der Not- 
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wendigkeit von Ethik -Kommissionen zur Sprache kommen wird. Ich 
bitte deshalb um Verständnis dafür, daß ich mich zum heutigen Zeit- 
punkt noch nicht abschließend äußern möchte und werde Sie nach 
der Anhörung informieren. 

84. Abgeordneter Welche Abkommem im Gebiet der wissenschaftlich- 
Dr. Bugl technischen Zusammenarbeit bestehen zwischen der 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 

Staaten von Amerika im einzelnen? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 26. August 

Bilaterale wissenschaftlich-technologische Abkommen mit den USA 


Partner 

Art der Vereinbarung 

Gegenstand 

in Kraft seit 

Fundstelle 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
National Aeronautics and 
Space Administration 
(NASA) 

Vereinbarung 

Durchführung des Projekts 
eines Aeronomiesatellieten 

10. Juni 1969 

BGBl. II 1970 

S. 166 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
NASA 

Vereinbarung 

Durchführung eines HELIOS 
Projekts (Sonnensonde) 

10. Juni 1969 

1 

BGBl. II 1970 

S. 171 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Bundesverkehrsministerium/ 
V erkehrsministerium 
der USA 

Vereinbarung 

Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung von fortgeschritte- 
nen Land Verkehrssystemen, 
insbesondere spurgebun- 
denen Schnellverkehrssyste- 
men, mit berührungsfreier 
Fahrttechnik 

12. Juni 1973 

BGBl. II 1973 

S. 1029 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Atomenergiekommission 
der USA (AEC) 

Verlängerungs- 
vereinbarung 
vom 6. Juli 1974 

Technischer Austausch und 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Reaktorsicher- 
heitsforschung und -ent- 
wicklung 

6. März 1974 | 

1 

BGBl. II 1974 

S. 741 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
United States Nuclear Regu- 
latory Commission (NRC) 

Verlängerung der 
Verlängerungs- 
vereinbarung 

wie vor 

8. März 1983 

nicht 

veröffentlicht 

j 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
AEC 

Vereinbarung 

Technischer Austausch 
und Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Behandlung 
und Beseitigung von radio- 
aktiven Abfällen 

20. Dezem- 
ber 1974 

BGBl. II 1975 

S. 269 


ergänzt am 

30. Oktober 1980 

wie vor 

19. März 1980 

BGBl. II 1980 

S. 1418 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Energy Research and Devel- 
opment Administration 
der USA (ERDA) 

Vereinbarung 

Natriumgekühlte Schnelle 
Brutreaktoren 

8. Juni 1976 

BGBl. II 1976 

S. 1449 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Ministerium für Gesundheit, 
Erziehung und Sozial- 
fürsorge der USA 

Vereinbarung 

verlängert durch 
Briefwechsel 

Biomedizinische Forschung 
und Technologie 

22. Septem- 
ber 1976 

BGBl. II 1976 

S. 1732 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
ERDA 

Vereinbarung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

1 1 . Februar 197' 

1 BGBl. II 1977 
S. 345 
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Partner 

Art der Vereinbarung 

Gegenstand 

in Kraft seit 

Fundstelle 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
ERDA/Atomkommissariat 
der Französischen Republik 
(CEA)/Amt für Wissenschaft 
und Forschung der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft 
(AWF) 

Zusatzvereinbarung 

wie vor 

30. Septem- 
ber 1977 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
forschung und Technologie/ 
ERDA 

Vereinbarung 

Sicherungsmaßnahmen und 
physischer Schutz von Kern- 
material und -anlagen 

29. Septem- 
ber 1977 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
NASA 

Vereinbarung 

Beteiligung des Bundesmini- 
steriums für Forschung und 
Technologie am NASA-Pro- 
jekt „Jupiter Orbiter and 
Probe“ (Jupiter Satellit mit 
Eintrittssonde) 

5. Okto- 
ber 1977 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
V erkehrsministerium 
der USA 

Vereinbarung 

Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung ihrer nationalen 
Flugsicherungssysteme 

20. August 1979 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Department of Energy of the 
United States (DOE) 

Vereinbarung 

Projekt zur Umwandlung 
von Methanol in Benzin 

20. März 1980 

BGBl. II 1980 

S. 1453 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Japan Atomic Energy 
Research Institute (JAERI) 
United Staates Nuclear 
Regulatory Commission 
(NRC) 

Vereinbarung 

Research participation and 
technical exanche in a coor- 
dinated analytical and experi- 
mental study of the thermo- 
hydraulic behavior of emer- 
gency core coolant during 
the refill and reflood phase 
of a loss-of-coolant accident 
in a pressurized water reactor 

18. April 1980 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Environmental Protection 
Agency der USA 

Vereinbarung 

Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung und Demonstration 
von Umweltsteuerungstech- 
nologie für Energiesysteme 

2. Mai 1980 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
NASA 

Vereinbarung 

Nutzung des Raum- 
transportsystems 

30. Juni 1981 

BGBl. II 1981 

S. 650 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
DOE 

Sondervereinbarung 

Conduct of Experiments 
at the Asse Salt Mine 

1 .Okto- 
ber 1981 

nicht 

veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
NASA 

Vereinbarung 

Projekt Aktives Magneto- 
sphären-Plasma-Experiment 
mit Spurenionen (AMPTE) 

15. Okto- 
ber 1981 

BGBl. II 1982 

S. 406 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
NASA 

Vereinbarung 

Projekt Röntgensatellit 

18. August 1982 

noch nicht 
veröffentlicht 

Bundesministerium für 
Forschung und Technologie/ 
Electric Power Research 
Institute 

Abkommen 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Energiefor- 
schung und Reaktor- 
sicherheit 

7. Okto- 
ber 1982 

nicht 

veröffentlicht 


85. Abgeordneter 
Dr. Bugl 
(CDU/CSU) 


Welche dieser Abkommen gedenkt die Bundesre- 
gierung vor dem Hintergrund der Beschlüsse an- 
läßlich des Wirtschaftsgipfels in Williamsburg vom 
Mai 1983 auszuweiten, wiederzubeleben bzw. mit 
neuen Inhalten zu füllen? 
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Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 26. August 

Anläßlich des Wirtschaftsgipfels Williamsburg wurde von den Staats- 
und Regierungschefs der Bericht der 1982 in Versailles eingesetzten 
Arbeitsgruppe über Technologie, Wachstum und Beschäftigung zur 
Kenntnis genommen. Die Staats- und Regierungschefs befürworteten 
Fortschritte in den 18 im Bericht genannten Zusammenarbeitsberei- 
chen. Einen weiteren Bericht zum Stand der Kooperation auf diesen 
Gebieten erwarten sie für den nächsten Wirtschaftsgipfel. 

Die Möglichkeiten der verstärkten Zusammenarbeit sollen nunmehr in 
Arbeitsgruppen erörtert werden, an denen Vertreter der am Gipfel be- 
teiligten Staaten mitwirken. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe bleiben 
zunächst abzuwarten. Inwieweit sich daraus Auswirkungen auf die 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen den am Gipfel 
beteiügten Staaten und insbesondere im Verhältnis zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und den USA ergeben, läßt sich infolgedessen 
noch nicht sagen. 


Bonn, den 26. August 1983 
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